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Praambel/Promulgationsklausel

Auf Grund
1.der 881 Abs.5 und 6, 2c, 7, 8, 23 Abs. 2 und 45a des Tierseuchengesetzes (TSG), RGBI.

Nr. 177/1909, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |

Bundesgesetz BGBI. | Nr. 6/2007,
2. des § 2 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TGG), BGBI. | Nr. 133/1999, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 13/2006 und das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 6/2007, sowie
8834, 50, 53 Abs.7 und 55 Abs.3 des Lebensmittelsicherheits- und
Verbraucherschutzgesetzes (LMSVG), BGBI. 1 Nr.13/2006, zuletzt geéndert durch das

3. der

Bundesgesetz BGBI. | Nr. 6/2007 und das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 24/2007,

Nr. 136/2006 und das

wird — hinsichtlich der §§ 3 (Uberwachung; Gefliigel und Wildvogel), 5 (Uberwachung; Nationales
Referenzlabor; Berichte) und 58 Abs. 1 (Kosten; Untersuchungskosten fiir Uberwachungsmanahmen) im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Finanzen und dem Bundesminister fur Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft — verordnet:
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4. Teil
MafRnahmen bei Ausbruch von NPAI

1. Abschnitt: MalRnahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch
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Verbringungsbeschrankungen fir Gefliigel und Eier innerhalb von NPAI-
Restriktionsgebieten

Verbringungsbeschréankungen fur Gefliigel und Eier in Betriebe auBerhalb von NPAI-
Restriktionsgebieten

Verbringungsbeschrankungen fir Gefliigel, andere in Gefangenschaft gehaltene Vdgel und
Haussédugetiere in NPAI-Restriktionsgebieten

Verbringungsbeschrankungen fiir benutzte Einstreu, Kot und Gille in NPAI-
Restriktionsgebieten (Anm.: Verbringungsbeschrankungen flr benutzte Einstreu, Kot oder
Gulle in NPAI-Restriktionsgebieten)

Veranstaltungs- und Freisetzungsverbot in NPAI-Restriktionsgebieten; weitere
MaRnahmen

Ausnahmen fir bestimmte Betriebe in NPAI-Restriktionsgebieten

Aufhebung der MalRnahmen in NPAI-Restriktionsgebieten
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Malnahmen betreffend Schweine und andere Tiere
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Reinigung, Desinfektion und Verfahren fur die Inaktivierung des Erregers der Gefligelpest
Wiederbelegung

3. Abschnitt: Diagnosemethoden und Impfungen

Diagnosemethoden und Diagnosehandbuch
Impfungen

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Kosten

Sanktionen

Verweisungen und personenbezogene Bezeichnungen; Uberschriften
Umsetzung von EU-Bestimmungen

In-Kraft-Treten

Gebiete mit erhohtem Gefliigelpest-Risiko

Grundsétze und Verfahrensvorschriften fiir die Reinigung, Desinfektion und Behandlung
von Betrieben

Kriterien fiir die Entscheidung Uber die Anwendung von MalRnahmen bei NPAI in
Betrieben

Hauptkriterien fir die Entscheidung tber eine Bestandsrdumung in Kontaktbetrieben oder
in Betrieben in gefahrdeten Gebieten innerhalb der Pufferzone (Anm.: Hauptkriterien fur
eine Bestandsraumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in gefahrdeten Gebieten
innerhalb der Pufferzone)
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1. Teil
Allgemeines, Uberwachung und BiosicherheitsmalRnahmen

1. Abschnitt
Allgemeines

Anwendungsbereich

8 1. (1) Diese Verordnung ist anzuwenden auf
1. die Uberwachung von Gefliigel, von anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln und von
Wildvogeln auf mogliche Anzeichen des Vorhandenseins des Erregers der Gefliigelpest,
2. Biosicherheitsmanahmen zum Schutz vor Ausbruch oder Verbreitung der Gefliigelpest und
3. Schutz- und Bek&mpfungsmalnahmen, wenn bei Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vdgeln der Verdacht auf oder der Ausbruch von Gefllgelpest vorliegt.

(2) Bei einem Ausbruch von Gefligelpest bei Wildvogeln st die Wildvogel-
Geflugelpestverordnung, BGBI. 11 Nr. 404/2006, anzuwenden.

Begriffsbestimmungen

8 2. Im Sinne dieser Verordnung sind:
1. AGES: die Osterreichische Agentur fiir Gesundheit und Ernahrungssicherheit GmbH;

2. AGES-Madling: die Osterreichische Agentur fiir Gesundheit und Ernahrungssicherheit GmbH,
Betriebsstatte Mddling, Robert Koch Gasse 17, A-2340 Mdadling;

3. Al-Krisenplan: der von der Européischen Kommission genehmigte dsterreichische Krisenplan
Avidre Influenza der Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend, wie er auf der
Homepage des  Bundesministeriums  fir  Gesundheit, Familie  und  Jugend
(http://www.bmgfj.gv.at) verdffentlicht ist;

4. amtlich eingetragene, seltene Gefliigel- oder andere in Gefangenschaft gehaltene Vogelrassen:
Gefligel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Végel, die vom Landeshauptmann im Al-
Krisenplan des jeweiligen Bundeslandes amtlich eingetragen sind,;
5. amtlicher Tierarzt: der Amtstierarzt der zustandigen Behdrde oder ein vom Landeshauptmann
gemal § 2a TSG bestellter Seuchentierarzt;
6. amtlicher Tierarzt gemaR § 24 LMSVG: ein bestellter amtlicher Tierarzt gemaR § 24 Abs. 3
3. Satz oder ein beauftragter amtlicher Tierarzt geméaRl § 24 Abs. 4 LMSVG;
7. amtliche Uberwachung: die genaue Beobachtung des in Bezug auf Gefliigelpest vorliegenden
Gesundheitsstatus von Geflugel, anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln oder Saugetieren
in einem Betrieb durch den amtlichen Tierarzt;
8. andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel: andere Vogel als Gefliigel, die aus anderen als den in
Z 20 (Geflugel) genannten Griinden gefangen gehalten werden, einschlieflich Vogel die fur
Tierschauen, Wettflige, Ausstellungen und Turnierkdmpfe sowie zu Zucht- oder
Verkaufszwecken gehalten werden, ausgenommen
a) Heimtiere dieser Vogelarten, die ihre Eigentlimer oder eine andere natirliche Person, die
wahrend der Verbringung im Auftrag des Eigentumers fir die Tiere verantwortlich ist,
begleiten und die nicht dazu bestimmt sind, Gegenstand eines Verkaufs oder einer
Eigentumsibertragung zu sein;

b) in zoologischen Garten, Zirkussen, Vergnigungsparks und Versuchslaboratorien gehaltene
Vogel und Sentineltiere, die auf Anordnung der Bundesministerin fiir Gesundheit und Frauen
im Rahmen von Uberwachungs- und Forschungstétigkeiten dort untergebracht werden;

9. Avidre Influenza: Gefliigelpest (abgekirzt Al): bezeichnet eine Infektion von Gefliigel oder
anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln, verursacht durch Influenzaviren des Typs A

a) der Subtypen H5 oder H7 oder
b) mit einem intravendsen Pathogenitéatsindex von {iber 1,2 bei sechs Wochen alten Huihnern;

10. Behorde:  sofern  nicht ausdriicklich anders angegeben die ortlich  zustdndige
Bezirksverwaltungsbehorde;

11. Beobachtungszeit: Zeitraum von 21 Tagen nach Wiederbelegung eines geraumten Bestandes, in
dem neu eingesetzte Tiere einer amtlichen Uberwachung durch die Behdrde unterliegen;

12. Bestand: Gesamtheit allen Gefliigels und aller gefangen gehaltener anderer Vogel innerhalb einer
einzigen Produktionseinheit;
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21,

22,

23.

24,

25.

26.
27.

Betrieb: jede landwirtschaftliche oder andere Einrichtung oder Anlage, auch Briterei, Zirkus,
Zoo, Vogelhandlung, Vogelmarkt, Voliere oder Einfriedung, in der Gefliigel und andere in
Gefangenschaft gehaltene VVégel geziichtet oder gehalten werden; nicht unter den Begriff Betrieb
fallen jedoch

a) Schlachthofe,

b) Tiertransportmittel,

¢) Quaranténeeinrichtungen oder Quaranténestationen,

d) Grenzkontrollstellen,

e) Laboratorien und

f) die Haltung von Heimvdgeln im Sinne von Z 28 (Heimvogel);

BiosicherheitsmaRnahmen: Malnahmen, die helfen, Krankheiten nicht in Populationen, Herden
oder Gruppen einzubringen, in welchen sie noch nicht existieren oder die Weiterverbreitung
innerhalb der Populationen, Herden oder Gruppen zu beschréanken;

Bruteier: Eier, die zur Bebritung bestimmt sind und von Gefliigel oder anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Végeln stammen;

Desinfektionserlass: der Desinfektionserlass-Tierseuchen GZ  39.505/6-111/A/4b/96  des
Bundesministeriums fur Gesundheit und Konsumentenschutz vom 3.10.1996 uber Mittel und
Verfahren fiir die Durchfihrung der Desinfektion bei anzeigepflichtigen Tierseuchen; er erging
als Richtlinie an alle Landeshauptmanner zum amtlichen Gebrauch und ist — in seiner jeweils
aktuellen Fassung — u.a. auf der Homepage des Bundesministeriums fur Gesundheit, Familie und
Jugend (http://www.bmgfj.gv.at) verdffentlicht;

Diagnosehandbuch: das mit der Entscheidung der Kommission 2006/437/EG vom 4. August
2006 Uber die Genehmigung eines Handbuchs zur Diagnose der Avidren Influenza geméaR der
Richtlinie 2005/94/EG des Rates, ABI. Nr. L 237 vom 31.8.2006, genehmigte und in den
Amtlichen Veterindrnachrichten (AVN) Nr. 5/2007 vom 18. Juni 2007 veroffentlichte Handbuch
zur Diagnose der Al;

Eintagskiken: weniger als 72 Stunden alte, noch nicht gefutterte Kiiken und weniger als 72
Stunden alte Barbarie-Enten (Cairina moschata) oder Kreuzungen davon, gefuttert oder nicht
gefittert;

Entscheidung 2007/118/EG: die Entscheidung 2007/118/EG zur Festlegung von
Einzelvorschriften fur ein alternatives ldentitdtskennzeichen gemaR der Richtlinie 2002/99/EG,
ABI. Nr. L 51 vom 20.02.2007 S. 19;

Gefliigel: alle Vogel, die zur Erzeugung von Fleisch oder Konsumeiern, zur Herstellung anderer
Produkte, zur Wiederaufstockung von Federwildbestinden oder im Rahmen eines
Zuchtprogramms zur Erzeugung dieser Vogelkategorien in Gefangenschaft aufgezogen oder
gehalten werden;

,,Gefiigelkompartiment* oder ,,Kompartiment fiir andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel“: ein
oder mehrere Betriecbe mit gemeinsamem Biosicherheitsmanagement, in denen eine
Subpopulation von anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln gehalten wird, die in Bezug
auf Gefllgelpest einen einheitlichen Gesundheitsstatus aufweist und fiir die dieselben
angemessenen Uberwachungs-, Bekampfungs- und Biosicherheitsmanahmen getroffen werden;
Gefliigelpest (oder ,,Avidre Influenza“): eine Infektion von Gefliigel oder anderen in
Gefangenschaft gehaltenen VVégeln, verursacht durch Influenzaviren des Typs A

a) der Subtypen H5 oder H7 oder
b) mit einem intravendsen Pathogenitatsindex von tber 1,2 bei sechs Wochen alten Hihnern;

Geflugelpest-Biosicherheitsverordnung 2006: die Verordnung der Bundesministerin  flr
Gesundheit, Familie und Jugend (ber BiosicherheitsmaBnahmen zur Verhinderung der
Einschleppung und Verbreitung der Geflugelpest durch Wildvogel (Gefllgelpest-
Biosicherheitsverordnung 2006), BGBI. Il Nr. 189/2006 idF BGBI. Il Nr. 211/2006;
Gefliigelhygieneverordnung 2007: die Verordnung der Bundesministerin fur Gesundheit, Familie
und Jugend Uber Gesundheitskontrollen und Hygienemalnahmen in Gefliigel-Betrieben
(Geflugelhygieneverordnung 2007), BGBI. 1l Nr. 100/2007;

Gemeinschaftliches Referenzlabor: die Veterinary Laboratories Agency (VLA), New Haw,
Weybridge, Surrey KT 15 3NB, Vereinigtes Konigreich;

gewerbliche Gefllgelhaltung: ein Betrieb, der zu kommerziellen Zwecken Gefliigel halt;
Haussaugetiere: Saugetiere, die als Haus- oder Nutztiere gehalten werden;
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28.

29.

30.

31.

32.
33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.
41.
42.
43.

44,

45.

Heimvogel: Vogel, die zu nicht gewerblichen Zwecken dauerhaft in geschlossenen R&umen ohne
direkten oder indirekten Kontakt zu anderen Végeln gehalten werden;

hochpathogene Avidre Influenza (HPAI): eine Infektion von Gefliigel oder anderen in
Gefangenschaft gehaltenen VVégeln, verursacht durch

a) Al-Viren der Subtypen H5 oder H7 mit einer Genomsequenz, wie sie auch bei anderen
hochpathogenen Avidren Influenza-Viren festgestellt wird, die fur multiple basische
Aminosduren im  Spaltbereich des H&magglutininmolekiils  kodiert, d.h. das
Hamagglutininmolekdil kann von einer Wirtszell-Protease gespalten werden, oder

b) Al-Viren mit einem intravendsen Pathogenitatsindex von dber 1,2 bei sechs Wochen alten
Hihnern;

HPAI-Wildvogel-Gefliigelpestverordnung 2006:  Verordnung der  Bundesministerin  fiir
Gesundheit und Frauen (ber Schutzmalnahmen wegen Verdachtsfallen von hochpathogener
Gefliigelpest bei Wildvdgeln, BGBI. 11 Nr. 404/2006 idF BGBI. | Nr. 136/2006;

Kontaktbetrieb: ein Betrieb, von dem aufgrund seines Standortes oder im Zuge der Bewegung
von Personen, Geflugel, anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogeln oder Fahrzeugen oder auf
sonstige Weise mdglicherweise Erreger der Geflugelpest stammen oder in den diese
maglicherweise eingeschleppt wurden;

nationales Referenzlabor: die AGES-Mddling;

nicht gewerbliche Geflugelhaltung: einen Betrieb, dessen Besitzer Gefliigel oder andere in
Gefangenschaft gehaltene VVégel ausschliel3lich zu folgenden Zwecken halt:

a) zum privaten Verzehr oder zur privaten Verwendung oder
b) als Heimvdgel,
niedrigpathogene Aviére Influenza (NPAI): eine Infektion von Gefliigel oder anderen in

Gefangenschaft gehaltenen VVdgeln, verursacht durch Viren der Avidren Influenza der Subtypen
H5 oder H7, die nicht unter die Definition nach Z 29 (hochpathogene Avidre Influenza) fallen;

Primarherd: ein epidemiologisch nicht mit einem friheren Herd in derselben Region (im Inland)
im Zusammenhang stehender Ausbruch oder ein erster Seuchenherd in einer anderen Region (im
Inland);

Produktionseinheit: eine Einheit in einem Betrieb, die nach Uberpriifung durch den amtlichen
Tierarzt in Bezug auf Standort und tagtagliche Bewirtschaftung des Geflugels oder der anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vogel, die dort gehalten werden, vollig unabhangig von anderen
Einheiten desselben Betriebes gefihrt wird,;

Reinigung und Desinfektion: die Reinigung und Desinfektion hat gemdlR den Bestimmungen des
8 54 (Reinigung, Desinfektion und Verfahren fir die Inaktivierung des Erregers der
Gefligelpest) zu erfolgen; sie schliefit erforderlichenfalls auch die Entwesung (Tétung und so
weit als méglich auch Beseitigung von Ungeziefer und Nagetieren) mit ein;

RL 2002/99/EG: die Richtlinie 2002/99/EG zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen
Vorschriften fir das Herstellen, die Verarbeitung, den WVertrieb und die Einfuhr von
Lebensmitteln tierischen Ursprungs, ABI. Nr. L 18 vom 23.01.2003 S. 11;

RL 2005/94/EG: die Richtlinie 2005/94/EG mit Gemeinschaftsmainahmen zur Bekdmpfung der
Avidren Influenza und zur Aufhebung der Richtlinie 92/40/EG, ABI. Nr. L 10 vom 14.01.2006 S.
16;

Saugetiere: alle Tiere der Klasse Mammalia mit Ausnahme des Menschen;

Schlachten/Schlachtung: das Téten eines Tieres durch Blutentzug und nachfolgendes Ausweiden
zum Zweck der Fleischgewinnung;

Sentineltiere: Tiere empfanglicher Arten, die nachweislich frei vom Erreger und von Antikérpern
gegen den Erreger der Gefliigelpest sind;

Seuchenherd/Seuchenbetrieb: Betrieb, in dem der Ausbruch von Gefligelpest durch die
zustandige Behdrde bestéatigt wurde;

,seuchenverdichtiges Gefliigel“ oder ,,seuchenverdédchtige andere in Gefangenschaft gehaltene
Vogel“: Gefliigel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel, bei denen sich klinische
Anzeichen oder Sektionsbefunde oder Reaktionen auf Laboranalysen zeigen, aufgrund deren sich
eine Infektion mit Gefllgelpest nicht ausschlieBen I&sst;

Tiere empfanglicher Arten: in erster Linie Tiere der Klasse Vogel (Aves); fiir besondere
Mafnahmen, insbesondere im Sinne von § 53 (MaRnahmen betreffend Schweine und andere
Tiere), konnen auch Tiere der Klasse Saugetiere (Mammalia) als fur den Erreger der
Gefliigelpest empfanglich angesehen werden;
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46.

47.

48.

49.

50.

51.
52.

53.

54,

55.

56.

Tierhalter: eine oder mehrere natlrliche oder juristische Personen, die Gefliigel oder andere in
Gefangenschaft gehaltene Vogel besitzen oder mit deren Haltung beauftragt sind, unabhéngig
davon, ob dies zu gewerblichen oder nicht gewerblichen Zwecken geschieht;
Tierkennzeichnungs- und Registrierungsverordnung 2005: die Verordnung der Bundesministerin
fur Gesundheit und Frauen uber die Kennzeichnung und Registrierung von Schweinen, Schafen
und Ziegen (Tierkennzeichnungs- und Registrierungsverordnung 2005), BGBI. Il Nr. 210/2005,
zuletzt gedndert durch BGBI. Il Nr. 317/2005; aufgehoben mit 01.08.2007 bzw. 31.12.2007 (8§ 6);
Tierkennzeichnungs- und Registrierungsverordnung 2007: die Verordnung der Bundesministerin
fur Gesundheit, Familie und Jugend Uber die Kennzeichnung und Registrierung von Schweinen,
Schafen und Ziegen, BGBI. 1l Nr. 166/2007;

Tierkorper: Korper von verendetem oder getdtetem Geflligel oder von verendeten oder getoteten
anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln bzw. Teile davon, die fiir die menschliche
Erndhrung nicht geeignet sind,;

Toten/Totung: jedes Verfahren, das den Tod eines Tieres herbeifiihrt, mit Ausnahme der
Schlachtung;

VIS: das Veterindrinformationssystem;

VO (EG) 1774/2002: die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 mit Hygienevorschriften fur nicht fur
den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte, ABI. Nr.L 273 vom
10.10.2002 S. 1, zuletzt geéndert durch Verordnung (EG) Nr. 829/2007, ABI. Nr. L 191 vom
21.07.2007 S. 1;

VO (EG) 852/2004: Verordnung (EG) Nr. 852/2004 (iber Lebensmittelhygiene, ABI. Nr. L 139
vom 30.04.2004 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 204 vom 04.08.2007

S. 26;

VO (EG) 853/2004: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 mit spezifischen Hygienevorschriften fir
Lebensmittel tierischen Ursprungs, ABI. Nr. L 139 vom 30.04.2004 S. 55, in der Fassung der
Berichtigung ABI. Nr. L 204 vom 04.08.2007 S. 26;

Wiederbelegung: neuerliches Besetzen eines gerdumten Bestandes mit Geflligel oder anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vogeln;

Wildvogel: frei lebende VVogel, die nicht in einem Betrieb im Sinne von Z 13 gehalten werden.

2. Abschnitt
Uberwachung

Geflugel und Wildvogel

§ 3. (1) Geflugel und Wildvégel sind im Rahmen eines Uberwachungsprogrammes zur Uberpriifung
der Pravalenz von Avidren Influenza-Viren in verschiedenen Gefliigelspezies stichprobenartig einer
Untersuchung zu unterziehen. Hiefir gilt Folgendes:

1.

2.

3.

4.

Unter Beriicksichtigung der epidemiologischen Gegebenheiten wird von der Bundesministerin
fiir Gesundheit, Familie und Jugend ein Stichprobenplan fur alle Bundeslander erstellt und in den
,<Amtlichen Veterindrnachrichten kundgemacht.

Bei der Erstellung des Uberwachungsprogrammes ist die Risikobewertung der AGES, die
laufend aktualisiert wird, zu bertcksichtigen.

Die Koordination der Probennahmen und die Wahl der Untersuchungsmethode haben durch das
nationale Referenzlabor zu erfolgen. Die MalRnahmen gemaR dem Stichprobenplan obliegen dem
Landeshauptmann. Die Probennahmen sind von den amtlichen Tierdrzten durchzufiihren.

Die Untersuchungen sind durch das nationale Referenzlabor durchzufiihren.

(2) Bei fraglichen oder positiven Untersuchungsergebnissen bei Gefligel oder anderen in
Gefangenschaft gehaltenen Vogeln ist gema Teil 2 (MalRnahmen bei Verdacht auf Gefliigelpest)
vorzugehen.

(3) Bei fraglichen oder positiven Untersuchungsergebnissen bei Wildvégeln in Bezug auf HPAI ist
gemaR der HPAI-Wildvogel-Gefliigelpestverordnung 2006 vorzugehen.

Allgemeine Meldepflicht bei Auffinden toter Wasser- oder Greifvogel

8 4. (1) Jede Person, die tote Wasservogel oder tote Greifvigel auffindet, hat dies unverziiglich der
Bezirksverwaltungsbehdrde zu melden. Der zustdndige amtliche Tierarzt hat gegebenenfalls die Bergung
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verendeter Wasser- oder Greifvogel zu veranlassen und diese an das nationale Referenzlabor
einzusenden. Dabei sind entsprechende Biosicherheitsmalinahmen zu beachten.

(2) Jeder bestéatigte Fall ist von der Behorde unverziiglich dem Landeshauptmann mitzuteilen. Der
Landeshauptmann hat der Bundesministerin fiir Gesundheit, Familie und Jugend dariiber zu berichten.

Nationales Referenzlabor; Berichte

8 5. (1) Das nationale Referenzlabor hat der Bundesministerin fiir Gesundheit, Familie und Jugend
vierteljahrlich bis zum 15. des Folgemonats einen Bericht nach deren Vorgaben uber die Ergebnisse der
Untersuchungen nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 zu tibermitteln.

(2) Fragliche oder positive Untersuchungsergebnisse sind der Bundesministerin fir Gesundheit,
Familie und Jugend unverziglich zu melden.

Allgemeine Meldepflicht fur Halter von Gefliigel und anderen Vdgeln

8 6. (1) Die Haltung von Gefligel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln ist der
Behorde binnen einer Woche ab Aufnahme der Haltung zu melden. Diese Meldepflicht gilt auch fur
Zoos, Tierheime, Hobbyhaltungen und Kleinhaltungen sowie fur Haltungen zu jagdlichen Zwecken (zB
Jagdgatter). Ausgenommen von der Meldepflicht ist die Haltung von Heimvogeln, die dauerhaft in
geschlossenen Rdumen und ohne direkten oder indirekten Kontakt zu anderen VVgeln gehalten werden.

(2) Die Meldung gemaR Abs. 1 hat schriftlich an die Behdrde zu erfolgen und folgende Meldedaten
zu enthalten:
1. Name, Anschrift und Geburtsdatum des Tierhalters,
2. eine allfallig vorhandene LFBIS-Nummer,
3. Art der gehaltenen Vogel und deren jeweilige Anzahl sowie
4. gegebenenfalls die Meldung einer Freilandhaltung.

(3) Die Meldung gemaR Abs. 1 und 2 entféllt fir Tierhalter, die
1. bereits eine Meldung auf Grund der jeweils geltenden Bestimmungen
a) der Verordnung zur Verhinderung der Einschleppung der Gefllgelpest, BGBI. 1
Nr. 348/2005, oder
b) der Verordnung zur Festlegung von Malnahmen zur Verhinderung der Einschleppung der
Geflugelpest durch Wildvogel, BGBI. 1l Nr. 427/2005, oder
c) der Gefliigelpest-Risikogebietsverordnung 2006, BGBI. Il Nr. 75/2006 idF BGBI. Il
Nr. 173/2006, oder
d) der Gefllgelpest-Biosicherheitsverordnung 2006 abgegeben haben, oder
2. die Haltung von in Abs. 1 genannten Vogeln in einem ,Mehrfachantrag Flichen* (Tierliste)
geméaR 8 5 der Tierkennzeichnungs- und Registrierungsverordnung 2005 oder 2007 gegenuber
der Agrarmarkt Austria (AMA) angegeben haben, oder
3.die Gefllgelhaltung in der VIS-Jahreserhebung gemaR Tierkennzeichnungs-  und
Registrierungsverordnung 2005 oder 2007 gegeniber der Statistik Osterreich angegeben haben,
sofern keine Enten und Génse gehalten werden, oder
4. einen Betrieb haben, der gem&R & 3 Abs. 6 der Gefliigelhygieneverordnung 2007, registriert ist,

oder

5.einen Betrieb haben, der als Erzeugungsbetrieb gem&R der Verordnung (ber
Vermarktungsnormen  fur  Eier, BGBI. Il Nr. 347/2004, registriert ist (Amtliches
Legehennenregister), oder

6. Mitglieder des anerkannten Geflugelgesundheitsdienstes (Osterreichische

Qualitatsgeflugelvereinigung, QGV) sind.
(4) Ebenso ist der Behorde binnen einer Woche ab Beendigung einer Haltung von Gefligel oder
anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vgeln diese Beendigung schriftlich unter Angabe von
1. Name, Anschrift und Geburtsdatum des Tierhalters, sowie
2. einer allfallig vorhandenen LFBIS-Nummer,
zu melden.
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3. Abschnitt
Biosicherheitsmafinahmen

Meldepflicht fur Veranstaltungen mit Gefligel oder anderen Vogeln

8 7. (1) Die Abhaltung von Tierausstellungen, Tierschauen, Tiermdrkten, Tierborsen und sonstiger
Veranstaltungen, bei denen Gefliigel oder andere VVégel (alle Arten) ausgestellt, getauscht, gehandelt oder
vorgefiihrt werden, sowie von Vogelflugwettbewerben unterliegt der amtstierarztlichen Uberwachung.
Derartige Veranstaltungen sind bei der Behorde mindestens eine Woche vor ihrer Abhaltung unter
Angabe von Zeit und Ort der Veranstaltung sowie Zahl und Art der verwendeten V6gel anzuzeigen.

(2) Die Behorde kann in den in Anlage 1 (Gebiete mit erhdhtem Gefllgelpest-Risiko) genannten
Gebieten unter Berlcksichtigung der epidemiologischen Situation Veranstaltungen gemaR Abs. 1 durch
Bescheid untersagen oder nur unter Vorschreibung bestimmter Auflagen und Bedingungen zulassen.

(3) Brieftaubenwettbewerbe diirfen dabei auferhalb der in Anlage 1 genannten Gebiete auch
grenziiberschreitend innerhalb des Gemeinschaftsgebietes der Europdischen Union gestattet werden,
wenn gesichert ist, dass derartige Wettbewerbe nur auflerhalb von Hochrisikogebieten gestartet und
beendet werden und die Tiere auch keine solchen Gebiete sowie in Anlage 1 genannte Gebiete
Uberqueren.

Pflichten des Tierhalters in Gebieten mit erhéhtem Gefllgelpest-Risiko

8 8. (1) In den in Anlage 1 Teil A genannten Gebieten sind Gefliigel und andere in Gefangenschaft
gehaltene Vogel dauerhaft in Stallungen oder jedenfalls in geschlossenen Haltungsvorrichtungen, die
zumindest oben abgedeckt sind, so zu halten, dass der Kontakt zu Wildvogeln und deren Kot bestmdglich
hintangehalten wird und zu wildlebenden Wasservigeln jedenfalls ausgeschlossen ist.

(2) Ausgenommen von den Anforderungen von Abs. 1 sind Betriebe mit weniger als 50 Tieren,
wenn sich diese in Haltungen befinden, bei denen sichergestellt ist, dass in allen gemischten Haltungen
von Gefllgel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln eine Trennung der Enten und Génse von
anderem Gefllgel derart erfolgt, dass ein direkter und indirekter Kontakt ausgeschlossen ist und

1. das Gefllgel durch Netze, Décher, horizontal angebrachte Gewebe oder andere geeignete Mittel
vor dem Kontakt mit Wildvogeln geschitzt ist oder

2. die Futterung und Trénkung der Tiere nur im Stall oder unter einem Unterstand erfolgt, der das
Zufliegen von Wildvogeln erschwert und verhindert, dass Wildvogel mit Futter oder Wasser, das
fur Gefliigel und andere in Gefangenschaft gehaltene Végel bestimmt ist, in Berlihrung kommt
und die Ausldufe gegeniber Oberflachengewassern, an denen sich wildlebende Wasservogel
aufhalten kdnnen, ausbruchssicher abgezéunt sind.

(2a) In den in Anlage 1 Teil B genannten Gebieten sind Gefliigel und andere in Gefangenschaft
gehaltene Vogel in Haltungen zu halten, bei denen sichergestellt ist, dass in allen gemischten Haltungen
von Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVégeln eine Trennung der Enten und Génse von
anderem Geflugel derart erfolgt, dass ein direkter und indirekter Kontakt ausgeschlossen ist und

1. das Gefllgel durch Netze, Décher, horizontal angebrachte Gewebe oder andere geeignete Mittel
vor dem Kontakt mit Wildvdgeln geschitzt ist oder

2. die Fltterung und Trankung der Tiere nur im Stall oder unter einem Unterstand erfolgt, der das
Zufliegen von Wildvégeln erschwert und verhindert, dass Wildvdgel mit Futter oder Wasser, das
fir Gefligel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel bestimmt ist, in Berlihrung kommt
und die Auslaufe gegenliber Oberflachengewéssern, an denen sich wildlebende Wasservogel
aufhalten kdnnen, ausbruchssicher abgezaunt sind.

(3) Die Trénkung der Tiere in Betrieben gemélR den Abs.1 — 2a darf nicht mit Wasser aus
Sammelbecken fir Oberflachenwasser, zu dem Wildvdgel Zugang haben, erfolgen. Brieftauben drfen
jedenfalls in der Umgebung der Schlige zu Ubungs- und Trainingszwecken aufgelassen werden,
vorausgesetzt, die Tiere werden im Schlag geflttert und getrénkt.

(4) Die Reinigung und Desinfektion der Beforderungsmittel, Ladeplatze und Gerdtschaften hat mit
besonderer Sorgfalt zu erfolgen.

(5) Uber die Anzeigepflicht gemaR 17 TSG hinausgehend, sind in allen Haltungen von Gefliigel oder
anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln in den in Anlage 1 (Gebiete mit erhéhtem Geflugelpest-
Risiko) genannten Gebieten jedenfalls folgende Anzeichen der Behdrde zu melden:

1. Abfall der Futter- und Wasseraufnahme von mehr als 20% oder
2. Abfall der Eierproduktion um mehr als 5% fur mehr als zwei Tage oder
3. Mortalitatsrate hoher als 3% in einer Woche.
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Kundmachung von Gebieten mit erhéhtem Gefligelpest-Risiko

8 9. Die in Anlage 1 (Gebiete mit erhthtem Geflligelpest-Risiko) genannten Gebiete sind von der
Behdérde durch Anschlag an der Amtstafel der betroffenen Gemeinden bekanntzumachen. Hierbei ist eine
erganzende Definition der betroffenen Gebiete durch Nennung von Grundstlicksnummern, begrenzenden
StraRenziigen oder eine kartographische Darstellung zul&ssig.

2. Teil
Malinahmen bei Verdacht auf Gefliigelpest

Malinahmen bei Geflugelpest-Verdacht in Betrieben;
BiosicherheitsmafRnahmen

§ 10. (1) Bei Verdacht auf Gefliigelpest ist nach den 88 20 und 24 TSG vorzugehen.

(2) Der nach den 88 20 oder 24 TSG zu erlassende Sperrbescheid hat auf jeden Fall folgende
Anordnungen und MaRnahmen zu enthalten:

1.

Gefliigel, andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel sowie alle Haussdugetiere sind zu zéhlen
oder gegebenenfalls, aufgeschliisselt nach Gefligelarten oder nach Arten von anderen in
Gefangenschaft gehaltenen VVogeln, zu schétzen.

. Es ist eine Liste mit ungefahren Zahlenangaben zum Gefliigel, den anderen in Gefangenschaft

gehaltenen Vogeln sowie zu allen Haussdugetieren im Betrieb zu erstellen. Darin ist,
aufgeschlisselt nach Kategorien, festzuhalten, wie viele Tiere bereits erkrankt oder verendet
sind. Diese Liste ist taglich zu aktualisieren, um im Verdachtszeitraum geschliipften, geborenen
oder verendeten Tieren Rechnung zu tragen. Sie ist auf Verlangen dem amtlichen Tierarzt bzw.
der zusténdigen Behdrde vorzulegen.

. Geflugel und andere in Gefangenschaft gehaltene Végel sind in ein Gebdude auf dem

Betriebsgeldnde zu bringen und dort zu halten; ist dies nicht durchfihrbar oder mit artgerechter
Haltung nicht vereinbar, so sind sie an einem anderen Ort desselben Betriebes so abzusondern,
dass sie keinen Kontakt zu anderem Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln
in anderen Betrieben haben. Um ihren Kontakt zu Wildvégeln mdglichst gering zu halten, sind
die in § 8 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2, Abs. 3 und 4 (Pflichten des Tierhalters in Gebieten mit
erhéhtem Gefliigelpest-Risiko) aufgezéhlten MalRnahmen zu ergreifen.

. Die Verbringung von Gefllgel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln in den und aus

dem Betrieb ist verboten.

. Die Verbringung der Tierkorper von Geflugel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vdgel,

Fleisch von Gefliigel einschlieflich Innereien, Futtermitteln fir Gefllgel, Geraten, Materialien,
Abféllen, Kot von Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln, Giille, benutzter
Einstreu und anderen moglichen Tragern von Ansteckungsstoffen aus dem Betrieb ist verboten,
es sei denn, es liegt eine Genehmigung der Behdrde vor und es werden geeignete
BiosicherheitsmalRnahmen getroffen, um das Risiko der Verschleppung der Gefliigelpest so weit
wie mdglich einzuddmmen.

. Die Verbringung von Eiern aus dem Betrieb ist verboten.
. Die Bewegung von Personen, Haussaugetieren, Fahrzeugen und Ausriistungen aus dem und in

den Betrieb ist nur unter den Bedingungen und vorbehaltlich der Genehmigung der zustédndigen
Behorde erlaubt.

. Der Tierhalter hat nach Anweisung des amtlichen Tierarztes alle Personen, die den Betrieb

betreten oder verlassen, einschlieflich des Betreuungspersonals des Betriebes, gewissenhaft
aufzufordern, zur Verhutung der Verschleppung von Gefliigelpest-Erregern angemessene
Biosicherheitsmallnahmen einzuhalten.

Insbesondere sind nach Anweisung der zustédndigen Behdrde geeignete DesinfektionsmaRnahmen
a) an Ein- und Ausgangen der Stallungen fiir Personen, sowie

b) an Ein- und Ausfahrten des Betriebes fiir Fahrzeuge,

zu treffen.

. Alle Fahrzeuge, einschlieBlich aller Fahrzeugteile und Ausristungen, die mit Tieren oder

tierischen Stoffen, die Tréager des Gefliigelpest-Erregers sein kénnen, in Beriihrung gekommen
sind oder sein kdnnten, sind nach ihrer mdglichen Kontamination unverziglich nach einem oder
mehreren der Verfahren gemal Anlage 2 (Grundsdtze und Verfahrensvorschriften fir die
Reinigung, Desinfektion und Behandlung von Betrieben) zu reinigen und zu desinfizieren.
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(3) Die zustdndige Behorde hat sicherzustellen, dass eine epidemiologische Untersuchung geman
Al-Krisenplan durchgefthrt wird.

Aufhebung der MaRBnahmen bei Gefligelpest-Verdacht

§ 11. Die in § 10 genannten MalRnahmen dirfen erst aufgehoben werden, wenn jeglicher Verdacht
auf Gefliigelpest im betreffenden Betrieb amtlich ausgeschlossen worden ist.

Zusatzliche MalRnahmen; Sperrzone

8 12. Auf der Grundlage der vorldufigen Ergebnisse einer epidemiologischen Untersuchung, kann
die Bundesministerin fiir Gesundheit, Familie und Jugend folgende zusatzliche MalRnahmen anordnen:
1. Voriibergehende Beschrankung der Verbringung von Gefligel, anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vdégeln und Eiern, sowie der Bewegung von Fahrzeugen, die im Geflugelsektor
benutzt werden, in bestimmten Teilen des Bundesgebietes oder im gesamten Bundesgebiet;

2. Beschrankung der Verbringung von Haussdugetieren; diese Beschrankung darf 72 Stunden,
aufBer in entsprechend begriindeten Fallen, nicht tberschreiten;

3. Anwendung der MaRnahmen gemal § 13 (MalRnahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch) auch
auf den Verdachtsbetrieb; diese MalRnahmen konnen auf einzelne Produktionseinheiten
beschrénkt werden; bei Totungen sind Proben an das nationale Referenzlabor einzusenden und
gemaR Diagnosehandbuch zu untersuchen;

4. vorubergehende Abgrenzung einer Sperrzone um den Betrieb mit Anordnung aller oder Teile der
Malinahmen gemdl § 10 (MaRnahmen bei Gefliigelpest-Verdacht in Betrieben;

BiosicherheitsmaBnahmen) Abs. 2 in allen Betrieben innerhalb dieser Sperrzone.

3. Teil
MaRnahmen bei Ausbruch von HPAI

1. Abschnitt
Maflnahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch

Maflinahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch

8§ 13. (1) Wird der Ausbruch von HPALI in einem Betrieb amtlich bestatigt, so hat die Behorde, sofern
dies nicht bereits geschehen ist, unverziiglich den betreffenden Betrieb mittels Bescheid gem. § 24 TSG
zu sperren. Zusatzlich zu den Verboten und MalRnahmen gem. 8 24 TSG und § 10 (Malinahmen bei
Gefliigelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmalnahmen) Abs. 2 ist darin anzuordnen, dass

1. samtliches Gefliigel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel dieses Betriebes,
vorbehaltlich der Ausnahmen gemé&R den 88 14 und 16, unter Aufsicht eines amtlichen Tierarztes
gem. 8§88 45a und 25 TSG zu téten sind und

2. die Tierkorper anschlieBend unter Aufsicht eines amtlichen Tierarztes unschédlich so zu
beseitigen sind, dass dabei jedes Risiko einer Verschleppung der Gefliigelpest, inshesondere
beim Transport, vermieden wird.

(2) Vom getotetem Gefliigel und von anderen in Gefangenschaft gehaltenen getoteten Vogeln ist
nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs unverziiglich eine ausreichende Anzahl von Proben zu nehmen
und an das nationale Referenzlabor einzusenden, um Art und Zeitpunkt der Einschleppung des Erregers
der Geflugelpest festzustellen und — im Falle eines Primérherdes — das Virusisolat zur ldentifizierung des
genetischen Subtyps einer Laboranalyse zu unterziehen. Das Virusisolat ist in diesem Fall so bald wie
maoglich auch an das gemeinschaftliche Referenzlabor einzusenden.

(3) Die zustandige Behdrde hat daruiber hinaus sicherzustellen, dass

1. geeignete MaBnahmen gegen eine etwaige Ubertragung der HPAI auf im Betrieb befindliche
Wildvogel getroffen werden;

2. samtliche im Betrieb befindlichen Eier unter amtlicher Aufsicht unschadlich beseitigt werden;

3. der Verbleib von Fleisch von Geflugel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln, die
zwischen dem wahrscheinlichen Zeitpunkt der Einschleppung des HPAI-Erregers in den Betrieb
und der Anwendung der MalRnahmen nach § 10 Abs. 2 geschlachtet wurden, sowie von Eiern, die
wahrend desselben Zeitraums aus dem Betrieb abgeholt wurden, ermittelt wird und das Fleisch
und die Eier unter amtlicher Aufsicht unschédlich beseitigt werden;
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4. samtliche Stoffe und Abfélle, die Tréger von Ansteckungsstoffen sein konnten, wie
beispielsweise Futtermittel, unter Aufsicht eines amtlichen Tierarztes vernichtet oder so
behandelt werden, dass die Inaktivierung des HPAI-Erregers gewahrleistet ist;

5. Kot, Gille und Einstreu, die Trager von Ansteckungsstoffen sein konnten, einem Verfahren
geméaR Anlage 2 (Grundsétze und Verfahrensvorschriften fur die Reinigung, Desinfektion und
Behandlung von Betrieben) unterzogen werden;

6. nach der unschadlichen Beseitigung von Tierkorpern folgende Ortlichkeiten, Gegenstande und
Fahrzeuge zu reinigen und zu desinfizieren sind:

a) Stallungen, Weiden (soweit dies nach dem derzeitigen Stand der Technik praktisch
durchfiihrbar ist sowie unter besonderer Berlicksichtigung von Anlage 2 Z 4 und 5) oder
sonstige Flachen bzw. Raumlichkeiten, die mit Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vogeln, Tierkdrpern, Fleisch, Futtermitteln, Kot, Gille, Einstreu und anderen
Materialien oder Stoffen, die kontaminiert sein kdnnten, in Kontakt gekommen sind;

b) Ausrustungsgegenstande, die wahrscheinlich kontaminiert sind;

c) Fahrzeuge, die zur Beforderung von Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen
Vogeln, Tierkdrpern, Fleisch, Futtermitteln, Kot, Giille, Einstreu und anderen Materialien oder
Stoffen, die kontaminiert sein konnten, benutzt wurden;

7. andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel oder Haussdugetiere nur mit Genehmigung des
amtlichen Tierarztes aus dem Betrieb entfernt oder in den Betrieb verbracht werden; diese
Beschrankung gilt nicht fir Haussdugetiere, die ausschlieflich Zugang zu den Wohnbereichen
haben.

(4) Im Falle von Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogeln, die bereits aus Eiern
geschlupft sind, die zwischen dem wahrscheinlichen Zeitpunkt der Einschleppung des HPAI-Erregers in
den Betrieb und der Anwendung der MaBnahmen nach § 10 Abs. 2 aus dem Betrieb abgeholt wurden,
kann die Behdrde die Tétung anordnen, sofern auf Grund einer Risikoanalyse eine weitere Verschleppung
der Gefligelpest nicht ausgeschlossen werden kann; andernfalls sind diese Tiere unter amtliche
Uberwachung zu stellen und Untersuchungen gemaR Diagnosehandbuch durchzufiihren.

Ausnahmen fur bestimmte Betriebe bei HPAI-Ausbruch

8 14. (1) Bei Ausbruch von HPALI in einer nicht gewerblichen Gefligelhaltung, einem Zirkus, einem
Zoo, einer Vogelhandlung, einem Wildpark oder einer Einfriedung, in der Gefligel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vodgel zu wissenschaftlichen Zwecken oder zu Zwecken der Erhaltung
gefahrdeter Rassen oder amtlich eingetragener seltener Rassen von Gefliigel und anderen in
Gefangenschaft gehaltenen VVogeln gehalten werden, kann der Landeshauptmann auf Grundlage einer
Risikobewertung Aushahmen von der Tétungsanordnung gemaR § 13 Abs. 1 Z 1 gewahren, sofern die
Seuchenbekampfung dadurch nicht beeintrachtigt wird.

(2) Bei Gewéhrung einer Ausnahme nach Abs. 1 ist sicherzustellen, dass das von der Ausnahme
betroffene Geflugel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel
1.in ein Gebdude auf dem Betriebsgeldnde gebracht und dort gehalten werden; ist dies nicht
durchfuhrbar oder mit artgerechter Haltung unvereinbar, so sind sie an einem anderen Ort in
demselben Betrieb so abzusondern, dass sie keinen Kontakt zu anderem Gefllgel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vogel in anderen Betrieben haben; es sind alle angemessenen
MalRnahmen zu ergreifen, um den Kontakt zu Wildvdgeln moéglichst gering zu halten;

2. nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs weiter Uberwacht und untersucht werden und dass sie
nicht verlegt werden, bis die Laboranalysen zeigen, dass das Risiko einer weiteren Verbreitung
von HPAI nicht langer gegeben ist;

3. nicht aus ihrem Herkunftsbetrieb verbracht werden, es sei denn, sie werden der Schlachtung oder
einem anderen Betrieb zugefihrt,

a) der im Inland gelegen ist; in diesem Fall hat die Beférderung unter amtlicher Aufsicht unter
den Auflagen und Bedingungen gemalt Abs. 3 nach den Anordnungen des Landeshauptmanns
zu erfolgen; oder

b) der in einem anderen Mitgliedstaat der EU anséssig ist; in diesem Fall ist die Zustimmung des
Bestimmungsmitgliedstaates erforderlich und hat der Transport ebenfalls unter amtlicher
Aufsicht nach den Anweisungen der zustandigen Behorden zu erfolgen.

(3) Im Falle einer Verbringung zu einem anderen Betrieb gemdR Abs. 2 Z 3 lit.a darf die
Verbringungsbewilligung durch die zustdndige Behorde erst erteilt werden, wenn zusétzlich zur
Riskikobewertung gemaR Abs. 1 der bewilligenden Behérde eine schriftliche Einverstandniserklarung des
Bestimmungsbetriebes vorliegt und dieser nachweislich Uber den Risikostatus der Tiere informiert wurde.
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Sofern eine derartige Verbringung dennoch durchgefiihrt wird, ist der Bestimmungsbetrieb von der
Behorde unverziglich unter amtliche Kontrolle zu stellen und Uber diesen eine Verbringungssperre von
42 Tagen ab Eintreffen der Tiere aus dem Herkunftsbetrieb zu verhéngen.

(4) Der Landeshauptmann hat Ausnahmen und Anordnungen geméaR den Absédtzen 1 und 2
unverziglich der Bundesministerin  fir Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen. Die
Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend kann aus epidemiologischen Grunden die
angeordneten MalRnahmen des Landeshauptmannes widerrufen oder zusétzliche MaBRnahmen anordnen.

Ausnahmen fir Eier bei HPAI-Ausbruch

8 15. (1) Der Landeshauptmann kann fur Eier, die auf direktem Weg zu einem Verarbeitungsbetrieb
zur Herstellung von Eiprodukten im Sinne des Anhangs Il Abschnitt X Kapitel Il der VO (EG)
Nr. 853/2004 (Besondere Anforderungen; Eier und Eiprodukte; Eiprodukte) beférdert werden sollen, um
dort gemaR Anhang Il Kapitel XI der VO (EG) Nr. 852/2004 (Allgemeine Hygienevorschriften fir alle
Lebensmittelunternehmer; Wérmebehandlung) bearbeitet und behandelt zu werden, Ausnahmen vom
Gebot der unschéadlichen Beseitigung gewéhren. Dabei missen jedoch s&mtliche nachstehend
aufgezéhlten Auflagen und Bedingungen erfillt werden:

1. Die Eier durfen nur aus ihrem Herkunftsbetrieb verbracht werden, wenn sie auf direktem Wege
zu dem ausgewiesenen Verarbeitungsbetrieb befordert werden; jede Eiersendung ist vor dem
Versand von dem fiir den betreffenden Betrieb zustandigen amtlichen Tierarzt oder unter seiner
Aufsicht zu verplomben und muss wéhrend der gesamten Dauer der Befdrderung zum
ausgewiesenen Verarbeitungsbetrieb verplombt bleiben.

2. Die fir den Herkunftsbetrieb der Eier zustdndige Behorde hat den fir den ausgewiesenen
Verarbeitungsbetrieb zustdndigen amtlichen Tierarzt Uber die geplante Eiersendung zu
unterrichten und

3. der flr den ausgewiesenen Verarbeitungsbetrieb zustandige amtliche Tierarzt hat sicherzustellen,
dass
a) die Eier ab ihrer Ankunft bis zu ihrer Verarbeitung von anderen Eiern getrennt aufbewahrt
werden,

b) die Schalen dieser Eier unschadlich beseitigt werden,

c) die fir die Eier verwendeten Verpackungen entweder vernichtet oder so gereinigt und
desinfiziert werden, dass etwa vorhandene Erreger der Geflligelpest inaktiviert werden,

d) die Eier in gereinigten und desinfizierten Fahrzeugen befdrdert werden.

4. In Bezug auf das Personal, die Ausriistungen und die Fahrzeuge, die an der Beférderung von
Eiern beteiligt sind, werden angemessene Biosicherheitsmainahmen im Sinne von § 10 Abs. 2
Z8 und 9 (MaRRnahmen bei Gefllgelpest-Verdacht in Betrieben; BiosicherheitsmalRnahmen)
getroffen.

(2) Der Landeshauptmann hat Ausnahmen und Anordnungen gemaR Abs. 1 unverziiglich der
Bundesministerin flr Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen. Die Bundesministerin fir Gesundheit,
Familie und Jugend kann aus epidemiologischen Griinden die angeordneten Malnahmen des
Landeshauptmannes widerrufen oder zusatzliche MaRnahmen anordnen.

Ausnahmen fur separate Produktionseinheiten bei HPAI-Ausbruch

816. (1) Sofern eine Seuchenverschleppung ausgeschlossen werden kann, kann der
Landeshauptmann nach Durchfuhrung einer Risikobewertung in einem Betrieb, der aus zwei oder
mehreren separaten Produktionseinheiten besteht, Ausnahmen von den Mafnahmen gemal 8§13 Abs. 1
Z 1 fir separate Produktionseinheiten gewéhren, bei denen kein HPAI-Verdacht besteht.

(2) Derartige Ausnahmen flr separate Produktionseinheiten darf der Landeshauptmann nur dann
gewahren, wenn sich ein amtlicher Tierarzt zuvor unter Beriicksichtigung von Struktur, GroRe,
Betriebsfuhrung, Stalltyp, Fltterungsmethode, Wasserquelle, Ausristungen, Personal und Besuchern des
Betriebs vergewissert hat, dass die betreffenden Produktionseinheiten in Bezug auf Standort und
tagtégliche Bewirtschaftung von anderen Produktionseinheiten véllig unabhéngig sind.

(3) Der Landeshauptmann hat Ausnahmen und Anordnungen gemdfR Abs. 1 unverziglich der
Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen. Die Bundesministerin fir Gesundheit,
Familie und Jugend kann aus epidemiologischen Griinden die angeordneten MalRnahmen des
Landeshauptmannes widerrufen oder zusatzliche MaRnahmen anordnen.
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Maflnahmen in Kontaktbetrieben bei HPAI-Ausbruch

8 17. (1) Die Behorde hat im Zuge der epidemiologischen Nachforschungen die Kontaktbetriebe zu
ermitteln und dem Landeshauptmann zu melden. Der Landeshauptmann hat die Liste dieser Betriebe
unverziglich an die Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend weiterzuleiten.

(2) Die Behorde hat MalRnahmen nach § 10 (MaRnahmen bei Gefliigelpest-Verdacht in Betrieben;
Biosicherheitsmallnahmen) Abs. 2 so lange in Kontaktbetrieben durchzufiihren, bis die Prasenz des
Erregers der Gefliigelpest nach MalRgabe des Diagnosehandbuchs ausgeschlossen wurde.

(3) Auf der Grundlage epidemiologischer Untersuchungen kann die Behdrde MalRhahmen gemal
8 13 dieser Verordnung (MalRnahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch) in Kontaktbetrieben durchfiihren,
insbesondere in einem Gebiet mit hoher Gefliigelbesatzdichte. Die Entscheidung Uber eine allfallige
Bestandsraumung hat hierbei nach MalRgabe der Kriterien gemaR Anlage 4 (Hauptkriterien fir eine
Bestandsraumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in gefdhrdeten Gebieten innerhalb der
Pufferzone) zu erfolgen. Geplante Bestandsrdumungen, sowie in der Folge gegebenenfalls deren
Anordnung, sind unverziiglich der Bundesministerin fiir Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen.

(4) Im Falle von Tétungen von Tieren empféanglicher Arten in Kontaktbetrieben hat die Behdrde
nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs Proben an die AGES-Mddling zu senden, um die Prdsenz von
Erregern der Gefllgelpest in Kontaktbetrieben bestéatigen oder ausschlieen zu kénnen.

(5) In Betrieben mit bestatigter Prasenz von HPAI-Erregern hat die Behérde die Mainahmen geman
8 13 (MaRnahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch) durchzufiihren.

2. Abschnitt
Schutz-, Uberwachungs- und Pufferzonen

Zonenlegung bei HPAI-Ausbruch

§ 18. (1) Die Behdrde hat unmittelbar nach Ausbruch von HPAI folgende Zonen einzurichten:
1. eine Schutzzone mit einem Mindestradius von 3 km rund um den Seuchenbetrieb, und
2. eine Uberwachungszone mit einem Mindestradius von 10 km rund um den Seuchenbetrieb, die
Schutzzone inbegriffen; die Uberwachungszone hat hierbei unmittelbar an die Schutzzone
anzuschlieBen.

(2) Zusatzlich kann die Behorde im Anschluss an die Uberwachungszone eine Pufferzone einrichten,
um das Gebiet der Schutz- und Uberwachungszone vom seuchenfreien Teil des Bundesgebiets oder von
anderen angrenzenden seuchenfreien Gebieten zu trennen. Die GréRRe der Pufferzone richtet sich nach den
Kriterien gem. Abs. 3.

(3) Bei der Abgrenzung der Zonen gemaR den Absétzen 1 und 2 hat die Behdrde zumindest folgende
Kriterien zu berlicksichtigen:

1. die Ergebnisse der epidemiologischen Untersuchung;

2. die geografische Lage, insbesondere natlirliche Grenzen;

3. den Standort der Betriebe und ihre Entfernung zu anderen Betrieben sowie die geschétzte Zahl an
Vaogeln;

4. die Verbringungs- und Handelswege von Gefligel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen
Vaogeln;

5. die Einrichtungen und das Personal, die zur Kontrolle der Verbringung von Gefliigel oder
anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogeln, von Tierkdrpern, Kot und neuer oder benutzter
Einstreu innerhalb der Zonen zur Verfugung stehen, insbesondere, wenn das Gefliigel oder
andere in Gefangenschaft gehaltene VVogel zur Totung und unschadlichen Beseitigung aus ihrem
Herkunftsbetrieb entfernt werden missen.

(3) Uberschreitet das Gebiet einer Zone gemaR den Abséitzen 1 und 2 die Bezirks- oder
Landesgrenze, so hat die Bezirksverwaltungsbehtrde, in deren Zustandigkeitsbereich sich der
Seuchenbetrieb befindet, frihestmdglich vor Einrichtung der Zone den Landeshauptmann sowie die
ubrigen betroffenen Bezirksverwaltungsbehérden zur Koordination in Kenntnis zu setzen. Der
Landeshauptmann hat in diesem Fall die erforderliche Koordination der Zonengrenzen sicherzustellen.

(4) Im Falle der Uberschreitung von Landes- oder Bundesgrenzen durch das Gebiet einer Zone
geméR den Absétzen 1 und 2 hat der zustandige Landeshauptmann unverziglich die Bundesministerin fir
Gesundheit, Familie und Jugend und die Landeshauptleute der gegebenenfalls mitbetroffenen anderen
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Bundeslander zur Koordination in Kenntnis zu setzen. Die Bundesministerin hat in diesem Fall die
erforderliche Koordination der Zonengrenzen sicherzustellen.

(5) Sofern dies noch nicht geschehen ist, hat die Behoérde unverziiglich epidemiologische
Untersuchungen einzuleiten, um wahrscheinliche Ubertrager des Erregers der Gefliigelpest, insbesondere
den Verkehr von und Handel mit Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vogeln, Fleisch,
Eiern, Tierkdrpern, Futtermitteln, Abféllen, Kot, Giille, Einstreu und Transportmitteln, sowie S&ugetieren
und Bewegungen von Menschen mit Kontakt zu infizierten Tieren, zu erheben.

(6) Alle Tierhalter sind verpflichtet, der Behérde auf Verlangen maRgebliche Informationen tber
Geflugel oder andere in Gefangenschaft gehaltene VVogel, Eier und Fleisch, die in den Betrieb verbracht
oder aus dem Betrieb entfernt werden, mitzuteilen.

Mafnahmen, die fiir Schutz-, Uberwachungs- und Pufferzone gelten;
BiosicherheitsmalRnahmen bei HPAI-Ausbruch

§ 19. Die Behorde hat sicherzustellen, dass innerhalb der in § 18 Abs. 1 und 2 genannten Zonen
folgende MalRnahmen durchgefiihrt werden:

1. Es sind Vorkehrungen zu treffen, damit sich jeder wahrscheinliche Trager und Tragerstoff des
Erregers der Geflligelpest ermitteln l1&sst. In Betracht zu ziehen sind hier insbesondere
a) Gefllgel und andere in Gefangenschaft gehaltene Végel,

b) Fleisch und Eier,

c) Tierkorper,

d) Futtermittel und Abfalle,

e) Kot, Gille und Einstreu, sowie

f) Menschen, die mit infiziertem Gefllgel oder infizierten anderen in Gefangenschaft gehaltenen
Végeln in Bertihrung gekommen sind, und

g) Fahrzeuge mit einer Verbindung zur Gefllgelwirtschaft.

2. Alle Personen in den Zonen, die von den Beschrankungen betroffen sind, sind umfassend Uber
die geltenden Beschrankungen zu informieren. Diese Informationen kénnen tber Warnschilder,
die Medien, wie Presse, Radio und Fernsehen, oder auf andere geeignete Weise verbreitet
werden.

3. Der Tierhalter hat nach Anweisung des amtlichen Tierarztes alle Personen, die den Betrieb
betreten oder verlassen, einschlieflich des Betreuungspersonals des Betriebes, gewissenhaft
aufzufordern, zur Verhutung der Verschleppung von Gefliigelpest-Erregern angemessene
Biosicherheitsmallnahmen einzuhalten.

Insbesondere sind nach Anweisung der zustandigen Behérde geeignete Desinfektionsmalinahmen
a) an Ein- und Ausgangen der Stallungen fiir Personen, sowie

b) an Ein- und Ausfahrten des Betriebes fiir Fahrzeuge,

zu treffen.

4. Alle Fahrzeuge, einschlieBlich aller Fahrzeugteile und Ausristungen, die mit Tieren oder
tierischen Stoffen, die Trager des Geflligelpest-Erregers sein kdnnen, in Beriihrung gekommen
sind oder sein kénnten und innerhalb der Zone oder zonentberschreitend eingesetzt werden, sind
nach ihrer moglichen Kontamination unverziiglich nach einem oder mehreren der Verfahren
gemaR Anlage 2 (Grundséatze und Verfahrensvorschriften fir die Reinigung, Desinfektion und
Behandlung von Betrieben) zu reinigen und zu desinfizieren und durfen die Zone nur nach
behordlicher Kontrolle und nur mit Genehmigung der Behorde verlassen.

5. Der Tierhalter hat (ber alle Besucher des Betriebs Buch zu fiihren mit Ausnahme solcher
Besucher, die sich ausschlie3lich im Wohnbereich aufhalten und keinen Zugang zu Bereichen der
Tierhaltung haben. Diese Aufzeichnungen missen dem amtlichen Tierarzt auf Verlangen
vorgelegt werden. Diese Aufzeichnungen sind nicht erforderlich, wenn es sich um Besucher von
Betrieben wie Zoos und Wildparks handelt, die keinen Zugang zu Bereichen haben, in denen
Vogel gehalten werden.

6. Jeder Anstieg der Morbiditats- oder Mortalitatsrate oder splrbare Ruckgang der Produktion von
gewerblichen Geflugelhaltungen ist unverziglich der Behdrde anzuzeigen, die hierauf geeignete
Untersuchungen nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs durchzufiihren hat.

7. Soweit epidemiologische Informationen oder andere Anhaltspunkte dies nahe legen, kann die
Behorde ein préventives Tilgungsprogramm gemalR § 23 TSG durchfiihren, einschlielich der
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praventiven Schlachtung oder Tétung von Geflligel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen
Vogeln. Im Falle von Betrieben in gefédhrdeten Gebieten in der Pufferzone hat die Entscheidung
Uber eine allféllige Bestandsrdumung nach MaRgabe der Kriterien gemadR Anlage 4
(Hauptkriterien fir eine Bestandsraumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in gefahrdeten
Gebieten innerhalb der Pufferzone) zu erfolgen. Geplante praventive Tilgungsmafinahmen, sowie
in der Folge gegebenenfalls deren Anordnung, sind unverziglich der Bundesministerin fir
Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen.

Veranstaltungs- und Freisetzungsverbot innerhalb der Zonen

§ 20. Es ist verboten, in der Schutz-, Uberwachungs- und Pufferzone gem. § 18 Abs. 1 und 2
1. Messen, Mérkte, Tierschauen, Wettbewerbe, auch Brieftaubenbewerbe und Brieftaubentberfliige
abzuhalten oder Gefliigel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Végel zusammenzufihren;
2. Gefliigel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel, die zur Aufstockung von
Wildbestanden bestimmt sind, freizusetzen.
Zusatzliche BiosicherheitsmalRnahmen bei HPAI-Ausbruch

8 21. (1) Zur Verhitung der Verschleppung von HPAI kann die zustandige Behorde zusétzlich zu
den MaBnahmen gemall den 88 18 bis 20 und den Abschnitten 3 bis 5 (Manahmen in der Schutz-,
Uberwachungs- und Pufferzone) zusétzliche BiosicherheitsmalRnahmen anordnen.

(2) Diese MalRnahmen kdnnen betreffen:

1. Verbringungsbeschrankungen fur Fahrzeuge oder Personen, die Futtermittel liefern, Eier
abholen, Gefligel zu Schlachthéfen beférdern oder Tierkdrper zur unschadlichen Beseitigung
einsammeln, sowie

2. Bewegungen von Personal, Tierdrzten oder Personen, die Betriebsausriistungen liefern.

3. Abschnitt
MaRnahmen in der Schutzzone

Erhebung aller Betriebe in der Schutzzone

8 22. Die Behorde hat in der Schutzzone folgende Malinahmen zu ergreifen bzw. anzuordnen:
1. Sie hat schnellstmdglich alle Betriebe in der Schutzzone zu erheben.

2. Alle gewerblichen Gefliigelhaltungen sind so bald wie mdglich von einem amtlichen Tierarzt zu
besichtigen, der das Geflligel und die anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végel Klinisch zu
untersuchen hat; erforderlichenfalls sind Proben fiir Laboranalysen nach MaRgabe des
Diagnosehandbuchs zu entnehmen; (ber Betriebsbesichtigungen und deren Ergebnisse ist Buch
zu fihren.

3. Nicht gewerbliche Gefliigelhaltungen sind vor Aufhebung der Schutzzone von einem amtlichen
Tierarzt zu besichtigen.

MafRnahmen in Betrieben innerhalb der Schutzzone

§23. In Erganzung der Malnahmen nach den 8819 und 20 (Mafnahmen, die flr Schutz-,
Uberwachungs- und  Pufferzone  gelten;  Biosicherheitsmafnahmen;  Veranstaltungs-  und
Freisetzungsverbot innerhalb der Zonen) hat die Behorde bei HPAI-Ausbruch in Betrieben innerhalb der
Schutzzone folgende MalRhahmen zu ergreifen bzw. anzuordnen:

1. Gefllgel und andere in Gefangenschaft gehaltene Végel sind in Stéllen oder an anderen Orten, an
denen eine Absonderung der Tiere mdglich ist, abzusondern geméR § 10 (MalRnahmen bei
Gefligelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmalinahmen) Abs. 2 Z 3;

2. Tierkdrper von Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln sind so bald wie
mdglich unschédlich zu beseitigen und Proben gemaR Diagnosehandbuch durch die amtlichen
Tierdrzte an die AGES seuchensicher einzusenden;

3. Gefliigel, andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel oder Haussdugetiere dirfen nur mit
Genehmigung der Behorde in einen Betrieb verbracht oder aus einem Betrieb entfernt werden;
diese Bestimmung gilt nicht fur Haussdugetiere, die ausschliellich Zugang zu Wohnbereichen
haben, in denen sie

a) keinen Kontakt zu Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln, die sich im
Betrieb befinden, haben und

b) keinen Zugang zu Kafigen oder Bereichen haben, in denen Gefliigel oder andere in
Gefangenschaft gehaltene VVogel gehalten werden.
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Beschréankungen und Verbote in der Schutzzone

8§ 24. (1) In der Schutzzone gelten folgende Beschrankungen und Verbote:

1. Benutzte Einstreu, Kot oder Gulle aus Betrieben in Schutzzonen dirfen nur mit Genehmigung
der Behorde aus Betrieben verbracht oder auf Felder ausgebracht werden. Unter Einhaltung von
BiosicherheitsmaRnahmen kann jedoch genehmigt werden, dass Kot oder Gille aus Betrieben in
Schutzzonen zur Behandlung oder Zwischenlagerung mit anschlieBender Behandlung zur
Inaktivierung der Erreger der Gefliigelpest gemdaR der VO (EG) Nr. 1774/2002 zu einem von der
Behorde bestimmten Betrieb befordert werden.

2. Die Umsetzung und Beforderung von Gefllgel, anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln,
Junglegehennen, Eintagskiiken, Schlacht- und Tierkdrpern, Eiern oder Gegensténden, die Trager
des Al-Erregers sein konnen, auf offentlichen Verkehrs- und Privatwegen innerhalb der
Schutzzone ist verboten. Dieses Verbot gilt nicht fur die Durchfuhr ochne Um- oder Entladen
durch die Schutzzone auf jenen Fernverkehrsstralen und Eisenbahnstrecken, die vom
Landeshauptmann hiefirr bestimmt werden.

3. Die Beforderung von Geflugelfleisch von Schlachthéfen, Zerlegungsbetrieben und Kihlhausern
ist verboten, es sei denn,

a) es stammt von Geflligel mit Ursprung auBerhalb der Schutzzonen und wurde getrennt von
Fleisch von Gefllgel aus Schutzzonen gelagert und beférdert oder

b) es wurde mindestens 21 Tage vor dem geschatzten Zeitpunkt der friihesten Ansteckung in
einem Betrieb in der Schutzzone produziert und es wurde nach seiner Produktion getrennt von
nach diesem Zeitpunkt produziertem Fleisch gelagert und beférdert.

c) die Befdrderung ist eine Durchfuhr ohne Um- oder Entladen durch die Schutzzone auf jenen
FernverkehrsstraBen und Eisenbahnstrecken, die vom Landeshauptmann hiefiir bestimmt
werden.

(2) Abweichend von Abs. 1 kann die Behorde die in den 88 25 bis 29 genannten Ausnahmen unter
den dort genannten Auflagen und Bedingungen genehmigen, wenn auf Grund der Erhebungen durch den
amtlichen Tierarzt eine Seuchenverschleppung ausgeschlossen werden kann. Im Falle der Genehmigung
hat die Behorde im Genehmigungsbescheid anzuordnen, dass die zur Beférderung verwendeten
Fahrzeuge und Ausristungen nach der Beférderung unverziglich zu reinigen und zu desinfizieren sind.

Ausnahmen fur die Direktbeforderung von Gefllgel zur unverziglichen Schlachtung und das
Verbringen oder die Behandlung von Gefliigelfleisch

8 25. Abweichend von § 24 Abs. 1 kann die Behorde das Verbringen von Gefligel in folgenden
Fallen genehmigen:
1. Verbringen von Geflligel aus einem Betrieb in der Schutzzone auf direktem Wege zur
unverziglichen Schlachtung in einen von der Behérde bestimmten Schlachthof, sofern
a) das Geflugel im Herkunftsbetrieb innerhalb von 24 Stunden, bevor es der Schlachtung
zugefiihrt wird, vom amtlichen Tierarzt nach Maligabe des Diagnosehandbuchs klinisch
untersucht wird;
b) das Geflugel gegebenenfalls im Herkunftsbetrieb nach Mallgabe des Diagnosehandbuchs einer
Laboruntersuchung mit Negativbefund unterzogen wurde;
c) das Gefliigel in behordlich verplombten Fahrzeugen oder unter Uberwachung mittels
behordlicher Organe befordert wird;

d) sich die fiir den von der Behdrde bestimmten Schlachthof zustdndige Behdrde schriftlich
bereit erklért,

aa) das Gefllgel entgegenzunehmen und

bb) die durchgefuhrte Schlachtung unverziglich der fur den Herkunftsbetrieb zustandigen
Behdorde schriftlich zu bestétigen;

e) das Geflligel aus der Schutzzone von anderem Geflugel getrennt gehalten und rdumlich oder
zeitlich getrennt geschlachtet wird, vorzugsweise am Ende eines Arbeitstages, mit
unverzuglich anschlieender Reinigung und Desinfektion unter Aufsicht und Anleitung des
amtlichen Tierarztes der Schlachtlinien und aller benutzter Ortlichkeiten;

f) der amtliche, fur den ausgewiesenen Schlachthof zustandige Tierarzt gemaR § 24 LMSVG das
Geflugel unverziglich nach der Ankunft einer Lebendtieruntersuchung und nach der
Schlachtung einer genauen Schlachttieruntersuchung unterzieht;

g) das Fleisch nicht in andere Mitgliedstaaten oder in Drittstaaten versandt wird;

h) das Fleisch
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aa) mit dem fiir frisches Fleisch vorgesehenen Genusstauglichkeitskennzeichen im Sinne des
Anhangs Il der RL 2002/99/EG oder

bb) mit einem von der von der Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend geman
der  Entscheidung  2007/118/EG im  Anlassfall ~ festgelegten  alternativen
Identitatskennzeichen versehen ist, oder

i) das Fleisch getrennt von Fleisch, das fir den Handel mit anderen Mitgliedstaaten oder

Drittstaaten bestimmt ist, separat erzeugt, zerlegt, beférdert und gelagert wird und nicht zu

Fleischerzeugnissen verarbeitet wird, die fir den Handel mit anderen Mitgliedstaaten oder

Drittstaaten bestimmt sind, es sei denn es wurde einer Behandlung gemaR Anhang Il der

RL 2002/99/EG unterzogen.

2. Verbringen von Gefliigel aus einem Betrieb aulerhalb der Schutzzone auf direktem Wege zur
unverziiglichen Schlachtung in einen von der Behodrde bestimmten Schlachthof innerhalb der
Schutzzone und der anschliefenden Weiterbeférderung des aus dem betreffenden Gefliigel
erschlachteten Fleisches, sofern

a) sich die fur den bestimmten Schlachthof zustandige Behorde schriftlich bereit erklrt hat, das
Gefllgel entgegenzunehmen und die durchgefihrte Schlachtung der Behérde am Versandort
schriftlich zu melden,

b) das Gefliigel getrennt von anderem Gefliigel aus der Schutzzone gehalten und getrennt oder
zeitlich versetzt von anderem Gefliigel geschlachtet wird,

¢) das produzierte Gefligelfleisch getrennt von Gefliigelfleisch, das von anderem Geflugel aus
der Schutzzone stammt, zerlegt, befordert und gelagert wird und

d) die Nebenprodukte unschédlich beseitigt werden.
Ausnahmen fur die Direktbeforderung von Eintagskiiken

8 26. Abweichend von § 24 Abs. 1 kann die Behorde das Verbringen von Eintagskiiken in folgenden
Féllen genehmigen:
1. Verbringen von Eintagskiken aus Betrieben innerhalb der Schutzzone auf direktem Wege zu
Betrieben innerhalb der Schutz- oder Uberwachungszone oder einem auRerhalb der Schutz- und
Uberwachungszone liegenden Betrieb oder Stall dieses Betriebs im Inland, sofern

a) die Kiiken in behordlich verplombten Fahrzeugen oder unter Uberwachung mittels
behordlicher Organe befdrdert werden,

b) wahrend der Beforderung und im Bestimmungsbetrieb geeignete Biosicherheitsmalinahmen
getroffen werden,

c) der Bestimmungsbetrieb nach Ankunft der Eintagskiiken unter Uberwachung durch die
Behorde gestellt wird, und

d) im Falle der Befdrderung zu Orten auBerhalb der Schutz- oder Uberwachungszone das
Geflugel mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb verbleibt.

2. Verbringen von Eintagskiken, die innerhalb der Schutzzone aus Eiern von Betrieben auflerhalb
der Schutz- und Uberwachungszone erbriitet wurden, auf direktem Wege zu einem innerhalb
oder auRerhalb der Schutz- und Uberwachungszone liegenden anderen Betrieb im Inland, sofern
die Briterei, in der die Eintagskilken erbriitet wurden, gewahrleistet, dass die Eier nicht mit
Bruteiern oder Eintagskiken aus Gefliigelbestdanden innerhalb dieser Zonen und folglich mit
anderem Gesundheitsstatus in Beriihrung gekommen sind.

Ausnhahmen fur die Direktbeférderungen von Junglegehennen

§ 27. Abweichend von §24 Abs. 1 kann die Behdrde das Verbringen von Junglegehennen aus
Betrieben innerhalb der Schutzzone auf direktem Wege zu Betrieben innerhalb der Schutzzone oder
einem auBerhalb der Schutz- und Uberwachungszone liegenden Betrieb oder Stall dieses Betriebes im
Inland genehmigen, sofern

1. das Gefligel und die anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végel, die im Herkunftsbetrieb

gehalten werden, insbesondere die zu beférdernden Tiere, vom amtlichen Tierarzt nach MaRgabe
des Diagnosehandbuchs klinisch untersucht werden;
2.das Geflugel und die anderen in Gefangenschaft gehaltenen V6gel gegebenenfalls im
Herkunftsbetrieb einer Laboruntersuchung nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs mit
Negativbefund unterzogen wurden;

3. die Junglegehennen in behérdlich verplombten Fahrzeugen oder unter behérdlicher
Uberwachung befordert werden,
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4.im Herkunftsbetrieb, wéhrend der Beférderung und im Bestimmungsbetrieb geeignete
BiosicherheitsmaBnahmen getroffen werden;

5. der Bestimmungsbetrieb nach Ankunft der Junglegehennen unter Uberwachung durch die
Behorde gestellt wird, und

6. im Falle der Beforderung zu Orten auRerhalb der Schutz- oder Uberwachungszone, das Gefliigel
mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb verbleibt.
Ausnahmen fiir die Direktbeférderungen von Brut- und Konsumeiern
8§ 28. Abweichend von § 24 Abs. 1 kann die Behorde das Verbringen von Brut- und Konsumeiern in
folgenden Féllen genehmigen:

1. Verbringen von Bruteiern aus Betrieben innerhalb der Schutzzone auf direktem Wege zu von der
Behorde bestimmten Briitereien innerhalb der Schutzzone;

2. Verbringen von Bruteiern auf direktem Wege von einem Betrieb innerhalb der Schutzzone zu
einer von der zustadndigen Behorde bestimmten Briiterei auBerhalb der Schutzzone, sofern

a) die Elterntiere, von denen die Bruteier stammen, nach Malgabe des Diagnosehandbuchs
untersucht wurden und sich dabei kein Verdacht auf in diesen Betrieben ergeben hat,

b) die Bruteier und ihre Verpackungen vor dem Versand desinfiziert werden,

¢) Herkunft und Verbleib der Bruteier jederzeit ermittelt werden kénnen,

d) die Bruteier in behordlich verplombten Fahrzeugen oder unter Uberwachung mittels
behdrdlicher Organe befordert werden, und

e) in der von der Behdrde bestimmten Briiterei nach Anweisung des amtlichen Tierarztes
BiosicherheitsmalRhahmen getroffen werden;

3. Verbringen von Konsumeiern auf direktem Wege zu einer von der Behdrde bestimmten
Packstelle, sofern sie in Einwegpackungen verpackt werden und alle von der zustdndigen
Behorde vorgeschriebenen Biosicherheitsmanahmen getroffen werden;

4. Verbringen von Konsumeiern auf direktem Wege zu einem Verarbeitungsbetrieb zur Herstellung
von Eiprodukten im Sinne von Anhang Il Abschnitt X Kapitel Il der VO (EG) Nr. 853/2004
(Besondere Anforderungen; Eier und Eiprodukte; Eiprodukte) zur Verarbeitung und Behandlung
gemall Anhang Il Kapitel XI der VO (EG) Nr. 852/2004 (Allgemeine Hygienevorschriften fir
alle Lebensmittelunternehmer; Wéarmebehandlung).

5. Verbringen von Brut- und Konsumeiern auf direktem Wege zur unschédlichen Beseitigung.
Ausnahme fir die Direktbeforderungen von Tierkdrpern

8 29. Abweichend von § 24 Abs. 1 kann die Behorde genehmigen, dass Tierkdrper auf direktem
Wege zur unschédlichen Beseitigung abtransportiert werden.

Aufhebung der MaRRnahmen in der Schutzzone

§ 30. (1) Die in der Schutzzone getroffenen MalRnahmen gemaR den 88§ 22 bis 29 diirfen friihestens
21 Tage nach dem Zeitpunkt des Abschlusses der Grobreinigung und der ersten Desinfektion des
Betriebs, in dem der letzte Seuchenausbruch stattgefunden hat, aufgehoben werden.

_(2) Die in Abs.1 genannten MaBnahmen sind bis zum Vorliegen negativer Ergebnisse der
Uberprtfung aller Betriebe in der Schutzzone gemaR Diagnosehandbuch fortzufuhren. Danach wird die
bisherige Schutzzone Teil der Uberwachungszone.

4. Abschnitt
MaRnahmen in der Uberwachungszone

Erhebung aller gewerblichen Gefliigelhaltungen in der Uberwachungszone

~ 831. Die Behorde hat schnellstmoglich alle gewerblichen Gefligelhaltungen in  der
Uberwachungszone zu erheben.

MaRnahmen in Betrieben innerhalb der Uberwachungszone

8 32. In Ergénzung der MalRnahmen nach den 8819 und 20 (MaBnahmen, die fiir Schutz-,
Uberwachungs- und  Pufferzone  gelten;  BiosicherheitsmaRnahmen;  Veranstaltungs-  und
Freisetzungsverbot innerhalb der Zonen) hat die Behtrde bei HPAI-Ausbruch in Betrieben innerhalb der
Uberwachungszone folgende MaRnahmen zu ergreifen bzw. anzuordnen:
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1. Geflugel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel sind in Stallen oder an anderen Orten, an
denen eine Absonderung der Tiere moglich ist, abzusondern gemaR 8§ 10 (Malinahmen bei
Gefliigelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmalinahmen) Abs. 2 Z 3;

2. Tierkdrper von totem Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen toten VVégeln sind so
bald wie méglich unschédlich zu beseitigen und Proben gemall Diagnosehandbuch durch die
amtlichen Tierérzte an die AGES seuchensicher einzusenden;

3. Gefliigel, andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel oder Haussaugetiere dirfen nur mit
Genehmigung der Behorde in einen Betrieb verbracht oder aus einem Betrieb entfernt werden;
diese Bestimmung gilt nicht fur Haussdugetiere, die ausschliellich Zugang zu Wohnbereichen
haben, in denen sie

a) keinen Kontakt zu Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vogeln, die sich im
Betrieb befinden, haben und

b) keinen Zugang zu Kafigen oder Bereichen haben, in denen Gefliigel oder andere in
Gefangenschaft gehaltene VVogel gehalten werden.

Verbringungsbeschrankungen fiir Gefliigel und Eier innerhalb der Uberwachungszone

_833. (1) Das Verbringen von Geflugel, Junglegehennen, Eintagskiken, Eiern innerhalb der
Uberwachungszone ist vorbehaltlich von Abs. 2 verboten. Dieses Verbot gilt nicht fiir die Durchfuhr
durch die Uberwachungszone auf dem Stral3en- oder Schienenweg ohne Aus-, Um- oder Zuladung.

(2) Auf Antrag des Tierhalters kann die Behodrde Verbringungen gem. Abs. 1 Satz 1 genehmigen,
sofern  sichergestellt ist, dass zur Verhitung der Seuchenverschleppung angemessene
Biosicherheitsmalihahmen getroffen werden.

Verbringungsbeschrankungen fur Gefliigel und Eier in Betriebe auRerhalb der Uberwachungszone

§ 34. (1) Die Verbringung von Gefliigel, Junglegehennen, Eintagskiiken und Eiern in Betriebe und
Schlachthéfe, Packstellen oder Verarbeitungsbetriebe fiir Eiprodukte aulerhalb der Uberwachungszone
ist vorbehaltlich von Abs. 2 verboten.

(2) Die Behorde kann jedoch genehmigen, dass

1. Schlachtgefliigel auf direktem Weg zu einem von der Behdrde bestimmten Schlachthof zur
sofortigen Schlachtung beférdert wird, sofern

a) das Gefligel im Herkunftsbetrieb innerhalb 24 Stunden vor dem Abtransport vom amtlichen
Tierarzt nach MalRgabe des Diagnosehandbuchs klinisch untersucht wird und

b) die fir den von der Behorde bestimmten Schlachthof zustdndige Behorde sich schriftlich
bereit erklért,

aa) das Gefllgel entgegenzunehmen und

bb) die durchgefuhrte Schlachtung unverziglich der fur den Herkunftsbetrieb zustandigen
Behdorde schriftlich zu bestétigen;

2. Gefliigel aus Betrieben auRerhalb der Schutz- und Uberwachungszonen auf direktem Weg zur
sofortigen Schlachtung zu einem von der Behdrde bestimmten Schlachthof innerhalb der
Uberwachungszone beférdert wird und das aus dem betreffenden Gefliigel erschlachtete Fleisch
weiterbefordert wird;

3. Junglegehennen auf direktem Wege zu einem Betrieb im Inland beférdert werden, in dem kein
anderes Geflligel gehalten wird;
der Bestimmungsbetrieb ist nach Ankunft der Junglegehennen unter amtliche Uberwachung zu
stellen und die Junglegehennen haben mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb zu bleiben;

4. Eintagskiiken auf direktem Wege zu einem Betrieb oder Stall dieses Betriebs im Inland befordert
werden; die Behorde hat angemessene Biosicherheitsmalnahmen anzuordnen. Der
Bestimmungsbetrieb ist nach der Ankunft unter amtliche Uberwachung zu stellen und die
Eintagskiiken haben mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb zu bleiben;

5. Eintagskiiken aus Bruteiern von Betrieben auRerhalb von Schutz- und Uberwachungszonen auf
direktem Wege zu einem anderen Betrieb befordert werden, sofern die Herkunftsbriterei
aufgrund ihrer Logistik und ihrer BiosicherheitsmalRnahmen gewéhrleisten kann, dass die
Bruteier nicht mit anderen Bruteiern oder Eintagskiken aus Bestdnden innerhalb dieser Zonen
und folglich mit anderem Gesundheitsstatus in Berlihrung gekommen sind;

6. Bruteier auf direktem Wege zu einer von der Behdrde bestimmten Briiterei innerhalb oder
auBerhalb der Uberwachungszone beférdert werden; die Eier und ihre Verpackungen sind vor
dem Versand zu desinfizieren. Herkunft und Verbleib dieser Eier missen jederzeit ermittelt
werden kénnen;
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7. Konsumeier auf direktem Wege zu einer von der Behorde bestimmten Packstelle befdrdert
werden; die Konsumeier sind in Einwegpackungen zu verpacken und alle von der Behorde
vorgeschriebenen BiosicherheitsmaRnahmen einzuhalten;

8. Eier auf direktem Wege zu einem Verarbeitungsbetrieb zur Herstellung von Eiprodukten im
Sinne des Anhangs Il Abschnitt X Kapitel 1l der VO (EG) Nr.853/2004 (Besondere
Anforderungen; Eier und Eiprodukte; Eiprodukte) beférdert und gemal Anhang Il Kapitel XI der
VO (EG) Nr. 852/2004 (Allgemeine Hygienevorschriften fir alle Lebensmittelunternehmer;
Warmebehandlung) bearbeitet und behandelt werden;

9. Eier auf direktem Wege zur unschéadlichen Beseitigung beférdert werden.

Verbringungsbeschrankungen fiir als Haustiere gehaltene VV6gel und Haussaugetiere

8§ 35. (1) Gefllgel, andere in Gefangenschaft gehaltene Végel und Hausséugetiere dirfen nur mit
Genehmigung der Behdrde in einen Betrieb verbracht oder aus einem Betrieb entfernt werden.

(2) Diese Beschrénkung gilt nicht fur S&ugetiere, die ausschlieBlich Zugang zu Wohnbereichen
haben, in denen sie
1. keinen Kontakt zu Gefllgel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogeln haben, die sich
im Betrieb befinden, und
2. keinen Zugang zu Kaé&figen oder Bereichen haben, in denen Geflugel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vdgel gehalten werden.

Verbringungsbeschrankungen fur benutzte Einstreu, Kot oder Giille

8 36. Benutzte Einstreu, Kot oder Giille dirfen nur mit Genehmigung der Behdrde aus Betrieben
verbracht oder auf Felder ausgebracht werden. Unter Einhaltung von Biosicherheitsmalnahmen kann
genehmigt werden, dass Kot oder Giille aus Betrieben in Uberwachungszonen zur Behandlung oder
Zwischenlagerung mit anschlieBender Behandlung zur Inaktivierung von Viren der Gefllgelpest gemaf
der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zu einem von der Behdrde bestimmten Betrieb beférdert werden.

Aufhebung der MaRnahmen in der Uberwachungszone

§ 37. Die in der Uberwachungszone getroffenen MaRnahmen (88§ 32 bis 36) diirfen frithestens 30
Tage nach dem Zeitpunkt des Abschlusses der Grobreinigung und der ersten Desinfektion des Betriebs, in
dem der letzte Seuchenausbruch stattgefunden hat, aufgehoben werden.

5. Abschnitt
Maflnahmen in der Pufferzone

MafRnahmen in der Pufferzone

§38. In Erganzung der Malnahmen nach den 8819 und 20 (Mafnahmen, die fir Schutz-,
Uberwachungs- und  Pufferzone  gelten;  Biosicherheitsmafnahmen;  Veranstaltungs-  und
Freisetzungsverbot innerhalb der Zonen) kann die Behdrde anordnen, dass einige oder alle der in den
Abschnitten 3 (MaBnahmen in der Schutzzone) und 4 (MaRnahmen in der Uberwachungszone)
vorgesehenen MaRRnahmen auch in der Pufferzone gemafi § 18 Abs. 2 durchzufthren sind.

6. Abschnitt

Malinahmen bei HPAI-Verdacht oder Bestatigung in Schlachthdfen, Transportmitteln
oder Grenzkontrollstellen

MaRnahmen bei HPAI-Verdacht oder Bestatigung in Schlachthofen

8§ 39. (1) Bei Verdacht oder Bestatigung von HPAI in Schlachthéfen hat die Behdrde auf Grundlage
einer Risikobewertung unverziiglich die Totung oder Schlachtung des gesamten im Schlachthof
befindlichen Gefllgels anzuordnen.

(2) Bei Schlachtung des Gefliigels sind das Geflugelfleisch, alle von diesen Tieren stammenden
Nebenprodukte, sowie das Fleisch und die Nebenprodukte von anderem Gefligel, das wéhrend des
Schlacht- und Produktionsprozesses kontaminiert worden sein konnte, getrennt zu halten und unter
amtliche Aufsicht zu stellen bis zum Abschluss der Untersuchungen gemaR Diagnosehandbuch. Bestétigt
sich der Verdacht auf HPAI, so sind das Geflugelfleisch und alle Nebenprodukte unschadlich zu
beseitigen.

(3) Die Reinigung und Desinfektion von Gebduden, Ausriistungen und Fahrzeugen, die kontaminiert
worden sind, erfolgt unter Aufsicht des amtlichen Tierarztes entsprechend Desinfektionserlass und
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Anlage 2 (Grundsétze und Verfahrensvorschriften fiir die Reinigung, Desinfektion und Behandlung von
Betrieben).

(4) Frihestens 24 Stunden nach der Reinigung und Desinfektion gemaR Abs. 3 dirfen Geflugel und
andere in Gefangenschaft gehaltene VVogel wieder in den Schlachthof verbracht werden.

(5) Bei Verdacht oder Bestatigung von HPALI in einem Schlachthof leitet die Behtrde unverziiglich
eine epidemiologische Untersuchung ein, um den Herkunftsbetrieb und die Kontaktbetriebe des Gefliigels
und der anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végel festzustellen und aufzulisten und ordnet
Untersuchungen an, um den Verdacht nach MalRgabe des Diagnosehandbuchs zu bestatigen oder zu
entkraften.

(6) Im Herkunftsbetrieb und in den Kontaktbetrieben sind die Manahmen gemal § 10 (MalRnahmen
bei Geflugelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmallnahmen) Abs. 2 durchzufihren und bei
Bestatigung des Verdachts auf Gefligelpest ist entsprechend § 13 (MaBnahmen in Betrieben bei HPAI-
Ausbruch) vorzugehen.

(7) Das Virusisolat der Avidren Influenza ist zur Bestimmung des Virussubtyps gemaR
Diagnosehandbuch zu untersuchen.

(8) Die Behorde hat unverziiglich den Landeshauptmann und der Landeshauptmann die
Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend vom Verdacht oder der Bestitigung eines HPAI-
Ausbruchs geméall Abs. 1 zu informieren.

MafRnahmen bei HPAI-Verdacht oder Bestatigung in Transportmitteln

8 40. (1) Bei Verdacht oder Bestatigung von HPAI in Transportmitteln hat die Behtrde unverziiglich
die Totung oder Schlachtung des gesamten Gefliigels oder die vollige Absonderung von anderem
Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen V6geln unter amtlicher Aufsicht bis zum Abschluss
der Untersuchungen gemaR Diagnosehandbuch anzuordnen. Die Behdrde kann gestatten, dass das
Geflugel oder die anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végel an einen anderen Ort verbracht werden,
wo sie getdtet geschlachtet oder vollig abgesondert werden.

(2) Bei Schlachtung des Geflugels sind das Gefllgelfleisch, alle von diesen Tieren stammenden
Nebenprodukte, sowie das Fleisch und die Nebenprodukte von anderem Geflligel, das wéhrend des
Schlacht- und Produktionsprozesses kontaminiert worden sein kdénnte, getrennt zu halten und unter
amtliche Aufsicht zu stellen bis zum Abschluss der Untersuchungen gemdl Diagnosehandbuch. Bestatigt
sich der Verdacht auf HPAI, so sind das Gefllgelfleisch und alle Nebenprodukte unschadlich zu
beseitigen.

(3) Ausriistungen und Fahrzeuge, die kontaminiert sein kdnnten, sind ordnungsgemaRl zu reinigen
und zu desinfizieren.

(4) Fruhestens 24 Stunden nach der Reinigung und Desinfektion gemaR Abs. 3 dirfen Gefllgel und
andere in Gefangenschaft gehaltene VV6gel in das Transportmittel verbracht werden.

(5) Bei Verdacht oder Bestatigung von HPAI in einem Transportmittel leitet die Behorde
unverziglich eine epidemiologische Untersuchung ein, um den Herkunftsbetrieb und die Kontaktbetriebe
des Geflugels und der anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vogel festzustellen und aufzulisten und
ordnet Untersuchungen an, um den Verdacht nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs zu bestatigen oder
zu entkraften.

(6) Im Herkunftsbetrieb und in den Kontaktbetrieben sind die Mainahmen gemaR § 10 (Mafinahmen
bei Geflugelpest-Verdacht in Betrieben; BiosicherheitsmalRnahmen) Abs. 2 durchzufiihren und bei
Bestatigung des Verdachtes auf Gefliigelpest ist entsprechend § 13 (MalRnahmen in Betrieben bei HPAI-
Ausbruch) vorzugehen.

(7) Das Virusisolat der Gefllgelpest ist zur Bestimmung des Virussubtyps gemal Diagnosehandbuch
zu untersuchen.

(8) Die Behorde hat unverziglich den Landeshauptmann und der Landeshauptmann die
Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend vom Verdacht oder der Bestatigung eines HP Al-
Ausbruchs gemdl Abs. 1 zu informieren.

MaRnahmen bei HPAI-Verdacht oder Bestatigung in Grenzkontrolistellen

841. (1) Bei Verdacht oder Bestitigung von HPAI in einer Grenzkontrollstelle hat die
Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend unverziglich die Tétung oder Schlachtung des
gesamten Geflligels anzuordnen oder die vollige Absonderung von anderem Gefliigel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vogel unter amtlicher Aufsicht bis zum Abschluss der Untersuchungen geman
Diagnosehandbuch.
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(2) Die Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend kann gestatten, dass das Gefliigel oder
die anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogel an einen anderen Ort verbracht werden, wo sie getotet,
geschlachtet oder vollig abgesondert werden.

(3) Die Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend kann anordnen, in der
Grenzkontrolistelle befindliches Gefliigel oder andere in Gefangenschaft gehaltene VVgel nicht zu téten
oder zu schlachten, falls jegliche Bertihrung mit seuchenverdédchtigem Geflugel oder seuchenverdéchtigen
anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln ausgeschlossen werden kann.

(4) Bei Schlachtung des Gefligels sind das Gefligelfleisch, alle von diesen Tieren stammenden
Nebenprodukte, sowie das Fleisch und die Nebenprodukte von anderem Gefllgel, das wéhrend des
Schlacht- und Produktionsprozesses kontaminiert worden sein koénnte, getrennt zu halten und unter
amtliche Aufsicht zu stellen bis zum Abschluss der Untersuchungen geméR Diagnosehandbuch. Bestatigt
sich der Verdacht auf HPAI, so sind das Gefliigelfleisch und alle Nebenprodukte unschadlich zu
beseitigen.

(5) Grenzkontrollstellen, die kontaminiert worden sind, sind ordnungsgemafd zu reinigen und zu
desinfizieren.

(6) Fruhestens 24 Stunden nach Abschluss der Reinigung und Desinfektion gemaR Abs. 5 durfen
Geflugel und andere in Gefangenschaft gehaltene VV6gel wieder in die Grenzkontrollstelle verbracht
werden; sofern dies epidemiologisch erforderlich ist, kann dieses Verbot auch auf andere Tiere
ausgedehnt werden.

(7) Im Herkunftsbetrieb und in den Kontaktbetrieben sind die Mainahmen gemaR § 10 (Malinahmen
bei Gefligelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmalinahmen) Abs. 2 durchzufihren und bei
Bestétigung des Verdachtes auf Gefliigelpest ist entsprechend § 13 (MalRnahmen in Betrieben bei HPAI-
Ausbruch) Abs. 2 vorzugehen.

(8) Das Virusisolat der Aviaren Influenza ist zur Bestimmung des Virussubtyps gemaR
Diagnosehandbuch zu untersuchen.

4. Teil
MafRnahmen bei Ausbruch von NPAI

1. Abschnitt
MalRnahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch

MafRnahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch

8 42. (1) Bei bestatigtem Ausbruch einer niedrigpathogenen Avidren Influenza in einem Betrieb hat
die Behorde unter Beriicksichtigung mindestens der in Anlage 3 (Kriterien fir die Entscheidung ber die
Anwendung von Malnahmen bei NPAI in Betrieben) angefiihrten Kriterien folgende MafRnahmen
anzuordnen und gegebenenfalls durchzufiihren:

1. Epidemiologische Untersuchungen;

2. Z&hlung und Listung gemaR 8 10 Abs. 2 Z 1 und 2;

3. Absonderung gemaR § 10 Abs. 2 Z 3;

4. DesinfektionsmalRnahmen gemal § 10 Abs. 2 Z 8 und 9;

5. Verbringungs- und Bewegungsverbote gemal § 24 TSG;

6. die R&umung aller Betriebe mit Geflugel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vogeln, bei
denen sich NPAI bestétigt hat, unter amtlicher Aufsicht zur anschlieBenden Schlachtung oder
Totung unter amtlicher Aufsicht; die Raumung kann auch auf Kontaktbetriebe ausgedehnt
werden; die Rdumung durch anschliefende Schlachtung in einem von der Behérde bestimmten
Schlachthof ist nur zu genehmigen, wenn

a) aufgrund epidemiologischer Risikobewertung und Untersuchungen geméR Diagnosehandbuch
die Gefahr einer Verschleppung des NPAI-Erregers minimal ist und

b) das Gefliigel auf direktem Wege vom Betrieb zum von der Behdrde bestimmten Schlachthof
versandt wird;

c) jede Partie vor dem Versand vom amtlichen Tierarzt oder unter seiner Aufsicht versiegelt
wird;

d) jede Partie wahrend der gesamten Befdrderung zum von der Behorde bestimmten Schlachthof
versiegelt bleibt;
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e) sonstige von der Behorde vorgeschriebenen BiosicherheitsmalRnahmen getroffen werden;

f) die fir den Schlachthof zustdndige Behdrde unterrichtet ist und sich bereit erklart, das
Geflugel oder die anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végel entgegenzunehmen;

g) die fir die Beforderung von lebendem Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen
Végeln verwendeten Fahrzeuge und Ausrustungen, sowie andere Materialien und Stoffe, die
kontaminiert sein kdnnten, unverziglich gereinigt und desinfiziert werden und

h) die bei der Schlachtung oder Tétung dieses Geflugels oder dieser anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vogel anfallenden Nebenprodukte unter amtlicher Aufsicht unschadlich beseitigt
werden;

7. die unschédliche Beseitigung von Tierkdrpern und im Betrieb befindlichen Bruteiern unter

Aufsicht des amtlichen Tierarztes;

8.s0 weit als mdglich Ermittlung des Verbleibs der Bruteier, die zwischen der vermuteten

Einschleppung des NPAI-Erregers und der Bestandsrdumung aus dem Betrieb verbracht wurden

und Uberwachung (durch den amtlichen Tierarzt) des Ausbriitens dieser Eier und des bereits

daraus geschliipften Gefliigels durch Untersuchungen nach dem Diagnosehandbuch;
9. Eier, die sich vor der Bestandsraumung im Betrieb befanden bzw. noch gelegt wurden, sind bei
geringem Risiko einer Verschleppung von NPAI:

a)zu einer von der Behorde bestimmten Packstelle zu beférdern, sofern sie in
Einwegverpackungen verpackt sind und alle von der Behorde vorgeschriebenen
BiosicherheitsmalRnahmen angewendet werden, oder

b) zu einem Verarbeitungsbetrieb zur Herstellung von Eiprodukten im Sinne des Anhangs Il
Abschnitt X Kapitel Il der VO (EG) Nr. 853/2004 (Besondere Anforderungen; Eier und
Eiprodukte; Eiprodukte) zu beférdern und dort gemé&R Anhang Il Kapitel X1 der VO (EG)
Nr. 852/2004 (Allgemeine Hygienevorschriften fir alle Lebensmittelunternehmer;
Wérmebehandlung) zu bearbeiten und zu behandeln, oder

¢) zur unschédlichen Beseitigung zu beférdern;

10. Materialien und Stoffe, die kontaminiert sein konnten, sind entweder nach Anweisung des
amtlichen Tierarztes zu behandeln oder unschadlich zu beseitigen;

11. Kot, Giille und Einstreu, die kontaminiert sein koénnten, sind unter Aufsicht eines amtlichen
Tierarztes entweder seuchensicher zu entsorgen oder einem oder mehreren der Verfahren nach
Anlage 2 (Grundsatze und Verfahrensvorschriften fir die Reinigung, Desinfektion und
Behandlung von Betrieben) zu unterziehen;

12. nach der Bestandsrdumung sind Stallungen, Ausriistungen und verwendete Fahrzeuge, die
kontaminiert sein kdnnten, unverziglich zu reinigen und zu desinfizieren;

13. Haussaugetiere dirfen nur mit Genehmigung der zustadndigen Behorde aus oder in den Betrieb
verbracht werden; diese Beschrénkung gilt nicht fir Sdugetiere, die ausschlieBlich Zugang zu
Wohnbereichen haben, in denen sie
a) keinen Kontakt zu Gefligel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vogeln, die sich im

Betrieb befinden, haben und

b) keinen Zugang zu Kafigen oder Bereichen haben, in denen Gefliigel oder andere in

Gefangenschaft gehaltene VVogel gehalten werden;

(2) Eine Wiederbelegung gerdumter Betriebe darf erst nach Genehmigung der Behérde erfolgen.

(3) Bei einem Primérherd von NPAI ist das Virusisolat zur Identifizierung des Virussubtyps geman
Diagnosehandbuchs zu untersuchen und so bald wie moéglich an das gemeinschaftliche Referenzlabor
einzusenden.

Ausnahmen fir bestimmte Betriebe bei NPAI-Ausbruch

8§ 43. (1) Bei Ausbruch von NPAI in einer nicht gewerblichen Geflugelhaltung, einem Zirkus, einem
Zoo, einer Vogelhandlung, einem Wildpark oder einer Einfriedung, in der Geflugel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vdgel zu wissenschaftlichen Zwecken oder zu Zwecken der Erhaltung amtlich
eingetragener gefahrdeter Rassen gehalten werden, kann der Landeshauptmann auf Grundlage einer
Risikobewertung und sofern die Gefahr einer Seucheniuibertragung ausgeschlossen werden kann, mittels
Bescheid Ausnahmen festlegen von

1. der Bestandsraumung gemal 8 42 Abs. 1 Z 6 (Gefliigel und andere in Gefangenschaft gehaltene
Vogel) und
2. der unschéadlichen Beseitigung von Bruteiern gemal § 42 Abs. 1 Z 7.
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(2) Im Bescheid gem. Abs.1 hat der Landeshauptmann folgende Auflagen und Bedingungen
vorzusehen, um die Gefahr einer Seucheniibertragung so weit als moglich auszuschlieRen:

1. Vogel sind dauerhaft abgesondert in Stallungen oder jedenfalls in geschlossenen
Haltungsvorrichtungen, die zumindest oben abgedeckt und seitlich eingezdunt sind, so zu halten,
dass der Kontakt zu allen Arten von Tieren, insbesondere zu Wildvogeln und zu wildlebenden
Wasservogeln ausgeschlossen ist; ist dies nicht durchfiihrbar oder mit artgerechter Haltung
unvereinbar, so sind sie an einem anderen Ort im selben Betrieb so abzusondern, so dass der
Kontakt zu allen Arten von Tieren, insbesondere zu Gefliigel, anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vogeln, Wildvdgeln und zu wildlebenden Wasservdgeln ausgeschlossen ist;

2. der Tierhalter hat die abgesonderten VVégel auf seine Kosten zu Beginn und danach im Abstand
von 3 Monaten, jedenfalls aber zum Abschluss der Absonderung, serologisch durch die AGES-
Madling auf Influenzaviren untersuchen zu lassen; bei Gefligel und Laufvdgeln, ausgenommen
Enten und Génse, sind die serologischen Untersuchungen jeweils an Proben von zehn Tieren je
Bestand und bei Enten und Gansen jeweils an 15 Tieren pro Bestand vorzunehmen; von
kleineren Bestanden sind alle Tiere zu beproben; bei positiven Ergebnissen ist die unverziigliche
Tétung des abgesonderten Bestandes anzuordnen;

3. die abgesonderten Tiere dirfen erst aus der Absonderung verbracht werden, wenn auf Grund von
Untersuchungen nach dem Diagnosehandbuch und den Ergebnissen abschlieRender serologischer
Untersuchungen keine Gefahr einer Verbreitung von NPAI mehr gegeben ist;

4. Gefligel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel dirfen nur mit Genehmigung der
Behorde aus ihrem Herkunftsbetrieb zur Schlachtung oder in einen anderen Betrieb verbracht
werden, und zwar
a) im Inland mit Zustimmung und Uberwachung durch die fiir den Bestimmungsbetrieb

zustandige Behorde oder
b)in einen anderen Mitgliedstaat mit Zustimmung der zentralen Behdrde des
Bestimmungsmitgliedstaates.

(3) Im Falle eines NPAI-Ausbruchs in Briitereien kann der Landeshauptmann auf Grundlage einer
Risikobewertung nach Maligabe des Al-Krisenplans und sofern die Gefahr einer Seucheniibertragung
ausgeschlossen werden kann, Ausnahmen von einigen oder allen der Mainahmen nach § 42 (Malinahmen
in Betrieben bei NPAI-Ausbruch) gewahren.

(4) Ebenso kann der Landeshauptmann kann im Falle eines NPAI-Ausbruchs in einem Betrieb, der
aus zwei oder mehreren separaten Produktionseinheiten besteht, auf Grundlage einer Risikobewertung
nach Maligabe des Al-Krisenplans und sofern die Gefahr einer Seuchenibertragung ausgeschlossen
werden kann, Ausnahmen von der Bestandsrdumung nach § 42 Abs. 1 Z 6 gewahren, sofern es sich um
Produktionseinheiten mit gesundem Gefliigel handelt und die Seuchenbekdmpfung dadurch nicht
beeintrachtigt wird.

(5) Geplante Ausnahmebewilligungen gemdR den Absétzen 1, 3 und 4, sowie in der Folge
gegebenenfalls deren Erteilung, sind unverziglich der Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und
Jugend mitzuteilen.

MafRnahmen in Kontaktbetrieben bei NPAI-Ausbruch

8 44. (1) Die Behorde hat im Zuge der epidemiologischen Nachforschungen die Kontaktbetriebe zu
ermitteln und dem Landeshauptmann zu melden, der seinerseits die Liste der ermittelten Kontaktbetriebe
an die Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend weiterzuleiten hat.

(2) Die Behorde hat sicherzustellen, dass in den Kontaktbetrieben so lange MalRnahmen nach § 10
(MaRnahmen bei Gefllgelpest-Verdacht in Betrieben; Biosicherheitsmainahmen) Abs. 2 durchgefiihrt
werden, bis die Présenz des NPAI-Erregers nach MaRgabe des Diagnosehandbuchs ausgeschlossen
werden kann.

(3) Auf der Grundlage epidemiologischer Untersuchungen kann die Behoérde MaBnahmen gemaR
8 42 dieser Verordnung (Mafinahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch) in Kontaktbetrieben durchfihren,
insbesondere in einem Gebiet mit hoher Gefliigelbesatzdichte. Die Entscheidung lber eine allfallige
Bestandsrdumung hat hierbei nach MalRgabe der Kriterien geméR Anlage 4 (Hauptkriterien fir eine
Bestandsraumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in gefédhrdeten Gebieten innerhalb der
Pufferzone) zu erfolgen. Geplante Bestandsraumungen, sowie in der Folge gegebenenfalls deren
Anordnung, sind unverziglich der Bundesministerin flr Gesundheit, Familie und Jugend mitzuteilen.

(4) Im Falle von behordlich angeordneten Tétungen von Gefligel und anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vogeln hat die Behdrde Proben an die AGES-Mddling einzusenden, um die Présenz von
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Erregern der Gefllgelpest in Kontaktbetrieben gemdR Diagnosehandbuch zu bestétigen oder
auszuschlieRen.

(5) Die Behorde hat sicherzustellen, dass in allen Betrieben, in denen Gefliigel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Végel geschlachtet oder getdtet und unschadlich beseitigt wurden und
anschlieBend die Présenz  von NPAI bestatigt wurde, umfangreiche Reinigungs- und
DesinfektionsmalBnahmen durchgefiihrt werden; in diese Mafnahmen sind insbesondere folgende
Bereiche und Gegensténde einzubeziehen:

1. die Stallungen und Weiden, wo die Tiere gehalten wurden,

2. die Hofe und Ausristungen, die kontaminiert sein konnten, und

3. die Fahrzeuge, die zur Beforderung von Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen

Vogeln, Tierkdrpern, Fleisch, Futtermitteln, Kot, Giille, Einstreu und anderen Materialien oder
Stoffen, die kontaminiert sein kdnnten, verwendet wurden.

2. Abschnitt
NPAI-Restriktionsgebiete

Einrichtung von NPAI-Restriktionsgebieten

8 45. (1) Unmittelbar nach Ausbruch von NPAI hat die Behorde ein Restriktionsgebiet mit einem
Mindestradius von 1 km um den betroffenen Betrieb einzurichten.

(2) Die Behorde hat sicherzustellen, dass innerhalb des Restriktionsgebietes gem. Abs. 1 folgende
Malinahmen durchgeflhrt werden:
1. Erhebung aller gewerblichen Geflugelbetriebe,
2. Durchfiihrung von Laboruntersuchungen in allen gewerblichen Gefliigelhaltungen nach MalRgabe
des Diagnosehandbuchs,
3. seuchensichere Entsorgung von Tierkdrpern, und
4. angemessene Biosicherheitsmalnahmen im Sinne von § 10 Abs. 2 Z 8 und 9 (Mafnahmen bei
Gefliigelpest-Verdacht in Betrieben; BiosicherheitsmalRnahmen).

Verbringungsbeschrankungen fur Gefligel und Eier innerhalb von NPAI-Restriktionsgebieten

846. (1) Das Verbringen von Gefligel, anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln,
Junglegehennen, Eintagskilken und Eiern innerhalb von NPAI-Restriktionsgebieten bzw. in NPAI-
Restriktionsgebiete ist vorbehaltlich von Abs. 2 verboten. Dieses Verbot gilt nicht fir die Durchfuhr
durch NPAI-Restriktionsgebiete auf dem Strallen- oder Schienenweg ohne Aus-, Um- oder Zuladung oder
Unterbrechung.

(2) Auf Antrag des Tierhalters/Besitzers kann die Behdrde Verbringungen gem. Abs. 1 Satz 1
genehmigen, sofern sichergestellt ist, dass zur Verhitung der Seuchenverschleppung angemessene
BiosicherheitsmalRnahmen getroffen werden.

Verbringungsbeschrankungen fiir Geflligel und Eier in Betriebe aulRerhalb von NPAI-
Restriktionsgebieten

847. (1) Die Verbringung von Gefligel, Junglegehennen, Eintagskiken und Eiern aus NPAI-
Restriktionsgebieten heraus ist vorbehaltlich von Abs. 2 verboten.

(2) Die Behorde kann auf Antrag genehmigen, dass

1. Schlachtgefliigel auf direktem Weg zu einem von der Behdrde bestimmten Schlachthof im Inland
zur sofortigen Schlachtung beftrdert wird;

2. lebendes Geflugel auf direktem Wege zu einem Betrieb oder Stall im Inland bef6rdert wird, in
dem kein anderes Geflugel gehalten wird; der Bestimmungsbetrieb ist nach Ankunft des
lebenden Gefliigels unter amtliche Uberwachung zu stellen und das lebende Gefliigel hat
mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb zu verbleiben;

3. Eintagskiken auf direktem Wege zu einem Betrieb oder Stall dieses Betriebs im Inland befordert
werden; der Bestimmungsbetrieb ist nach der Ankunft unter amtliche Uberwachung zu stellen
und die Eintagskilken haben mindestens 21 Tage im Bestimmungsbetrieb zu verbleiben;

4. Eintagskiken aus Bruteiern von Betrieben auRerhalb der NPAI-Restriktionsgebiete auf direktem
Wege zu einem anderen Betrieb befordert werden, sofern die Herkunftsbriterei aufgrund ihrer
Logistik und ihrer BiosicherheitsmaRnahmen gewadhrleisten kann, dass die Bruteier nicht mit
anderen Bruteiern oder Eintagskiken aus Bestdnden innerhalb der Restriktionsgebiete und
folglich mit anderem Gesundheitsstatus in Beriihrung gekommen sind;
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5. Bruteier auf direktem Wege zu einer von der Behdrde bestimmten Briiterei befordert werden; die
Eier und ihre Verpackungen sind vor dem Versand unter amtlicher Aufsicht zu desinfizieren und
Herkunft und Verbleib dieser Eier mussen jederzeit ermittelbar sein;

6. Konsumeier auf direktem Wege zu einer von der Behorde bestimmten Packstelle befordert
werden durfen, sofern sie in Einwegpackungen verpackt sind und alle von der Behorde
vorgeschriebenen BiosicherheitsmaBnahmen durchgefiihrt werden;

7. Eier auf direktem Wege zu einem Verarbeitungsbetrieb zur Herstellung von Eiprodukten im
Sinne des Anhangs Il Abschnitt X Kapitel Il der VO (EG) Nr.853/2004 (Besondere
Anforderungen; Eier und Eiprodukte; Eiprodukte) und gemaR Anhang Il Kapitel XI der VO (EG)
Nr. 852/2004  (Allgemeine  Hygienevorschriften  fir alle  Lebensmittelunternehmer;
Warmebehandlung) bearbeitet und behandelt werden, und zwar unabhédngig davon, ob sich der
Betrieb innerhalb oder auBerhalb der Restriktionsgebiete befindet; oder

8. Eier auf direktem Wege zur unschadlichen Beseitigung befdrdert werden.

Verbringungsbeschrankungen fir Gefliigel, andere in Gefangenschaft gehaltene Végel und
Haussdugetiere in NPAI-Restriktionsgebieten

8 48. (1) Geflligel, andere in Gefangenschaft gehaltene Végel und Haussdugetiere innerhalb der
NPAI-Restriktionsgebiete diirfen nur mit Genehmigung der Behdrde in einen Betrieb verbracht oder aus
einem Betrieb entfernt werden.

(2) Diese Beschrankung gilt nicht fur Haussaugetiere, die ausschlieBlich Zugang zu Wohnbereichen
haben, in denen sie
1. keinen Kontakt zu Gefllgel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVogeln haben, die sich
im Betrieb befinden, und
2. keinen Zugang zu Kaé&figen oder Bereichen haben, in denen Geflugel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vdgel gehalten werden.

Verbringungsbeschréankungen fur benutzte Einstreu, Kot oder Gille in NPAI-Restriktionsgebieten

8§ 49. (1) Benutzte Einstreu, Kot oder Gille dirfen nur mit Genehmigung der Behorde aus Betrieben
verbracht oder auf Feldern ausgebracht werden.

(2) Unter Einhaltung von Biosicherheitsmalinahmen kann genehmigt werden, dass Kot oder Giille
aus Betrieben in NPAI-Restriktionsgebieten zur Behandlung oder Zwischenlagerung mit anschlieBender
Behandlung zur Inaktivierung der Geflligelpest-Erreger gemal der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zu
einem von der Behorde bestimmten Betrieb beférdert werden.

Veranstaltungs- und Freisetzungsverbot in NPAI-Restriktionsgebieten; weitere MaRhahmen

8 50. (1) Es ist verboten, in NPAI-Restriktionsgebieten

1. — vorbehaltlich einer Genehmigung der Behorde auf Grund einer Risikobewertung, sofern die
Gefahr der Seuchenverbreitung ausgeschlossen werden kann — Messen, Markte, Tierschauen,
Wettbewerbe, auch Brieftaubenbewerbe und Brieftaubenuberflige, sowie sonstiges
Zusammenfiihren von Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln abzuhalten
oder an ihnen teilzunehmen;

2. Geflugel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel, die zur Aufstockung von
Wildbestanden bestimmt sind, freizusetzen.

(2) Sofern die Seuchenlage dies erfordert, kann die Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und
Jugend auf Grund einer Risikobewertung Uber die in diesem Abschnitt vorgesehenen Malnahmen hinaus
weitere MalRnahmen fur NPAI-Restriktionsgebiete erlassen.

Ausnahmen fir bestimmte Betriebe in NPAI-Restriktionsgebieten

8 51. (1) Bestétigt sich der NPAI-Verdacht in einer Briterei, so kann der Landeshauptmann auf der
Grundlage einer Risikobewertung Ausnahmen von einigen oder allen MalRnahmen nach den 8§ 45 bis 50
genehmigen.

(2) Bestétigt sich der NPAI-Verdacht in einer nicht gewerblichen Gefligelhaltung, einem Zirkus,
einem Zoo, einer Vogelhandlung, einem Wildpark oder einer Einfriedung, in der Gefliigel und andere in
Gefangenschaft gehaltene Vdgel zu wissenschaftlichen Zwecken oder zu Zwecken der Erhaltung amtlich
eingetragener gefahrdeter Rassen gehalten werden, kann der Landeshauptmann auf der Grundlage einer
Risikobewertung Ausnahmen von den in diesem Abschnitt vorgesehenen MalRhahmen genehmigen,
sofern eine Gefahr der Seuchenverschleppung ausgeschlossen werden kann.

(3) Der Landeshauptmann hat die Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend von so
genehmigten Ausnahmen unverziglich zu informieren.
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Aufhebung der MaRRnahmen in NPAI-Restriktionsgebieten

§ 52. Die in NPAI-Restriktionsgebieten getroffenen MaRnahmen sind mindestens 21 Tage nach
Abschluss der Grobreinigung und Erstdesinfektion des Seuchenbetriebes und mindestens 42 Tage nach
dem Zeitpunkt der Bestatigung des NPAI-Ausbruches aufrechtzuerhalten und so lange fortzusetzen, bis
die Behorde auf der Grundlage von Untersuchungen nach dem Diagnosehandbuch und einer
Risikobewertung das Risiko einer NPAI-Verschleppung fir geringfiigig halt.

5. Teil
Sonstiges und Schlussbestimmungen

1. Abschnitt
Andere Tierarten

Maflnahmen betreffend Schweine und andere Tiere

§ 53. (1) Die Behorde hat nach Bestétigung der Présenz von Gefligelpest in einem Betrieb auch die
Schweine im Betrieb nach dem Diagnosehandbuch zu untersuchen, um zu bestitigen oder
auszuschlieBen, dass diese Schweine mit dem Erreger der Gefllgelpest infiziert sind oder friiher damit
infiziert waren. Bis die Laborbefunde vorliegen, diirfen keine Schweine aus dem Betrieb entfernt werden.

(2) Bestétigen die Laborbefunde nach Abs. 1 das Vorhandensein von Erregern der Geflugelpest in
Schweinen, so kann die Behtrde genehmigen, dass diese Schweine zu anderen
Schweinehaltungsbetrieben oder von der Behérde bestimmten Schlachthéfen verbracht werden, sofern
durch Folgeuntersuchungen nachgewiesen wurde, dass das Risiko der Verschleppung von Gefliigelpest
geringfugig ist.

(3) Bestéatigen die Laborbefunde nach Abs. 1 eine ernsthafte Gefahr fir die Gesundheit von Mensch
oder Tieren, so hat die Behorde anzuordnen, dass die Schweine so bald wie mdglich getdtet werden unter
Aufsicht des amtlichen Tierarztes, um die Verschleppung des Erregers der Geflligelpest, inshesondere
wéhrend des Transports, zu vermeiden.

(4) Bei Bestétigung der Présenz der Gefliigelpest in einem Betrieb kann die Behorde auf Grundlage
einer Risikobewertung gemal Al-Krisenplan die in den Absétzen 1 bis 3 vorgesehenen MalRnahmen auch
auf andere Séugetiere innerhalb dieses Betriebs und auf Kontaktbetriebe anwenden.

(5) Die zustandige Behdrde kann nach Bestatigung der Prasenz des Erregers der Gefliigelpest in
Schweinen oder anderen Saugetieren in einem Betrieb eine Uberwachung nach dem Diagnosehandbuchs
einleiten, um festzustellen, ob das Virus der Geflligelpest weiterverbreitet wurde.

2. Abschnitt
Reinigung, Desinfektion und Wiederbelegung

Reinigung, Desinfektion und Verfahren fir die Inaktivierung des Erregers der Gefliigelpest

8 54. (1) Die Reinigung, die Desinfektion und die Behandlung von Betrieben und darin befindlichen
Materialien oder Stoffen, die mit Erregern der Geflligelpest kontaminiert sind oder sein kénnten, haben
unter amtlicher Aufsicht nach

1. den Anweisungen des amtlichen Tierarztes und
2. den Bestimmungen

a) von Anlage 2 (Grundsétze und Verfahrensvorschriften fir die Reinigung, Desinfektion und
Behandlung von Betrieben),

b) des Al-Krisenplans und
¢) des Desinfektionserlasses
zu erfolgen.
(2) Gelédnde oder Weideland, auf dem Gefligel oder andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel
gehalten wurden und das zu einem Betrieb gehdrt, in dem Gefligelpest bestétigt wurde, darf nicht zur

Haltung von Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln genutzt werden, bis die
zustandige Behdrde sich davon (iberzeugt hat, dass alle Erreger der Gefliigelpest inaktiviert wurden.

(3) Die Reinigung, die Desinfektion und die Behandlung von Schlachthdfen, Fahrzeugen,
Anhédngern oder anderen Befdrderungsmitteln, Grenzkontrollstellen und darin befindlichen Materialien
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oder Stoffen, die mit Erregern der Gefliigelpest kontaminiert sind oder sein kdnnten, hat unter amtlicher
Aufsicht nach den Anweisungen des amtlichen Tierarztes zu erfolgen.

(4) In Betrieben, Schlachthdfen, Fahrzeugen, Anhdngern oder anderen Befdrderungsmitteln und
Grenzkontrollstellen befindliche Ausriistungen, Materialien oder Stoffe, die mit Erregern der
Gefliigelpest kontaminiert sind oder sein kdnnten, und die nicht wirksam gereinigt und desinfiziert oder
behandelt werden kdnnen, sind unter amtlicher Aufsicht nach den Anweisungen des amtlichen Tierarztes
zu vernichten.

(5) Die zu verwendenden Desinfektionsmittel und ihre jeweilige Konzentration missen von der
zusténdigen Behorde zugelassen sein.

Wiederbelegung

8 55. (1) Nach Durchfihrung der MalRhahmen gemdR § 13 (Mafinahmen in Betrieben bei HPAI-
Ausbruch) und § 42 (MaRnahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch) hat die Behorde sicherzustellen, dass
gewerbliche Geflugelhaltungen frilhestens 21 Tage nach Abschluss der Feinreinigung und
Schlussdesinfektion wiederbelegt werden.

(2) Nach dem Tag der Wiederbelegung sind in gewerblichen Gefliigelhaltungen wéhrend eines
Beobachtungszeitraums von 21 Tagen folgende MaRnahmen durchzufiihren:

1. Das Gefltgel ist mindestens einer klinischen Untersuchung durch den amtlichen Tierarzt zu
unterziehen. Diese klinische Untersuchung oder, falls mehr als eine klinische Untersuchung
durchgefiihrt wird, die abschlieBende klinische Untersuchung, ist mdglichst nahe am Ende des
vorgenannten Zeitraums von 21 Tagen vorzunehmen.

2. Laboruntersuchungen nach dem Diagnosehandbuch;

3. Untersuchung des Gefliigels, das wahrend der Wiederbelegungsphase verendet ist, nach dem
Diagnosehandbuch;

4. Personen, die gewerbliche Geflugelhaltungen betreten oder verlassen, haben angemessene
Biosicherheitsmallnahmen gemald § 10 Abs. 2 Z 8 und 9 (Maltnahmen bei Geflligelpest-Verdacht
in Betrieben; Biosicherheitsmalinahmen) gewissenhaft zu beachten und einzuhalten, um zu
verhindern, dass Erreger der Geflugelpest verschleppt werden;

5. Gefligel darf wahrend der Beobachtungszeit nur mit Genehmigung der Behorde aus
gewerblichen Geflugelhaltungen entfernt werden;

6. der Tierhalter hat Uber Produktionsdaten einschlieRlich der Morbiditits- und Mortalitatsdaten
Buch zu flhren und diese Aufzeichnungen taglich zu aktualisieren;

7. nennenswerte  Anderungen der Produktionsdaten im Sinne von Z6 sowie andere
UnregelmaBigkeiten hat der Tierhalter unverziglich der Behtrde mitzuteilen.

(3) Auf der Grundlage einer Risikobewertung und nach Erhebungen vor Ort kann der
Landeshauptmann die MaRnahmen gemdl Abs.1 auch in anderen Betrieben als gewerblichen
Geflugelhaltungen oder deren Anwendung auf andere Spezies in einer gewerblichen Geflugelhaltung
anordnen.

(4) Die Wiederbelegung von Kontaktbetrieben mit Gefligel darf nur nach den Anweisungen der
Behorde auf Grundlage einer Risikobewertung und nach behérdlichen Erhebungen vor Ort erfolgen.

3. Abschnitt
Diagnosemethoden und Impfungen

Diagnosemethoden und Diagnosehandbuch

8 56. (1) Die Diagnosestellung, Probenahme und Laboranalyse zum Nachweis der Gefliigelpest in
Gefligel und andere in Gefangenschaft gehaltene Vogel oder des Erregers der Gefllgelpest in
Saugetieren haben nach dem Diagnosehandbuch zu erfolgen, damit gewdhrleistet ist, dass die
Geflugelpest nach einheitlichen Methoden diagnostiziert wird.

(2) Viren der Gefliigelpest, ihr Genom und ihre Antigene sowie Impfstoffe diirfen ausschlieRlich an
behdrdlich zugelassenen Orten, in behdrdlich zugelassenen Einrichtungen oder Laboratorien, die
angemessene Biosicherheitsnormen einhalten, fir Forschungs- und Diagnosezwecke oder zur Herstellung
von Impfstoffen aufbewahrt, manipuliert oder verwendet werden.

Impfungen

8 57. (1) Impfungen gegen Gefliigelpest sind, vorbehaltlich der Ausnahmebestimmung gemal Abs. 2
und der diesbezuglichen Bestimmungen in § 45a TSG, verboten.
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(2) Mit Bewilligung der Bundesministerin fur Gesundheit, Familie und Jugend dirfen auf Antrag
und unter Beachtung der in der Bewilligung angeflihrten Auflagen und Bedingungen Notimpfungen oder
praventive Impfungen gegen Geflugelpest durchgefiihrt werden.

4. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Kosten

§ 58. (1) Die Kosten fiir die gemaR § 3 (Uberwachung; Gefliigel und Wildvogel) durchzufiihrenden
Untersuchungen sind nach § 7 Abs. 2 TGG (Untersuchungskosten) vom Bund zu tragen.

(2) Fur die Kostentragung fiir die Untersuchungs- und Bekampfungsmafinahmen nach den Gbrigen
Bestimmungen dieser Verordnung gilt Abschnitt VII TSG (Bestreitung der durch Vorkehrungen gegen
Tierseuchen erwachsenden Kosten).

Sanktionen

8§ 59. Fir den Fall des VerstoRes gegen diese Verordnung sind folgende Bestimmungen anzuwenden:
1. bei VerstoRen gegen die 88 3 und 5 der § 15 TGG (Strafbestimmungen);
2. bei VerstolRen gegen die Ubrigen Bestimmungen dieser Verordnung Abschnitt VIII TSG
(Bestimmungen in Betreff der Strafen und Berufungen).
Verweisungen und personenbezogene Bezeichnungen; Uberschriften

860. (1) Soweit in dieser Verordnung auf andere Verordnungen der Bundesministerin fir
Gesundheit, Familie und Jugend verwiesen wird, sind diese grundsétzlich in ihrer jeweils geltenden
Fassung anzuwenden.

(2) Bei allen in dieser Verordnung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gilt die
gewdhlte Form fiir beide Geschlechter.

(3) Die Gliederungs- und Paragrapheniberschriften dieser Verordnung sind kein Bestandteil der
Bestimmungen dieser Verordnung selbst, kénnen aber zu ihrer Auslegung unterstiitzend herangezogen
werden.

Umsetzung von EU-Bestimmungen
8 61. Mit dieser Verordnung werden folgende Rechtsvorschriften der Europdischen Gemeinschaft in
Osterreichisches Recht umgesetzt:

1. die Richtlinie 2005/94/EG mit Gemeinschaftsmanahmen zur Bekampfung der Aviaren
Influenza und zur Aufhebung der Richtlinie 92/40/EG, ABI. Nr. L 10 vom 14.01.2006 S. 16,

2. die Entscheidung 2006/415/EG mit Malinahmen zum Schutz gegen die hoch pathogene Avidre
Influenza des Subtyps H5N1 bei Gefligel in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der
Entscheidung 2006/135/EG, ABI. Nr.L 164 vom 16.06.2006 S. 51, in der Fassung der
Entscheidung 2006/506/EG, ABI. Nr. L 199 vom 21.07.2006 S. 36, und

3. die Entscheidung 2006/437/EG (ber die Genehmigung eines Handbuchs zur Diagnose der
Avidren Influenza gemal der Richtlinie 2005/94/EG, ABI. Nr. L 237 vom 31.08.2006 S. 1.
In-Kraft-Treten

8 62. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. November 2007, nicht aber vor Ablauf des Tages ihrer
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, in Kraft.
(2) Mit In-Kraft-Treten dieser Verordnung treten folgende Verordnungen auler Kraft:

1. die Verordnung des Bundesministers flir Gesundheit und Konsumentenschutz tber Schutz- und
TilgungsmalRnahmen zur Bek&mpfung der Klassischen Gefliigelpest (Geflligelpest-Verordnung),
BGBI. Nr. 465/1995, und

2. die Gefllugelpest-Biosicherheitsverordnung 2006, BGBI. Il  Nr. 189/2006, idF BGBI. I
Nr. 211/2006.

(3) § 8 Abs. 2 in der Fassung von BGBI. Il Nr. 70/2021 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung
im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(4) Die Anlage1 in der Fassung von BGBI. Il Nr.185/2021 tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(5) Die Anlage 1 in der Fassung von BGBI. Il Nr. 488/2021 tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.
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(6) Die Anlage 1 in der Fassung von BGBI. Il Nr.598/2021 tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(7) Die Anlage 1l in der Fassung von BGBI. Il Nr.27/2022 tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(8) Der 8§ 8 sowie die Anlage 1 in der Fassung von BGBI. Il Nr. 108/2022 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(9) 88 Abs. 2 sowie die Anlage 1 in der Fassung von BGBI. Il Nr. 6/2023 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft
Anlage 1

(zu §8)
Teil A

Gebiete mit stark erhthtem Geflugelpest-Risiko
Als Gebiete mit stark erhéhtem Risiko gelten folgende Verwaltungseinheiten:

I. Burgenland

Die Bezirke:
1. Rust (Stadt)
2. Neusiedl am See
im Bezirk Eisenstadt-Umgebung die Gemeinden:
Breitenbrunn am Neusiedler See
Donnerskirchen
Hornstein
Leithaprodersdorf
Mérbisch am See
Neufeld an der Leitha
Oggau am Neusiedler See
Purbach am Neusiedler See
Wimpassing an der Leitha
im Bezirk Mattersburg die Gemeinde

Neudorfl

© ©® Nk wDdRE

1. Karnten
Der Bezirk:
1. Klagenfurt (Stadt)
2. Villach (Stadt)
im Bezirk Hermagor die Gemeinden:
1. Hermagor-Pressegger See
2. St. Stefan im Gailtal
im Bezirk Klagenfurt-Land die Gemeinden:
1. Ebenthal in Kérnten
Feistritz im Rosental
Ferlach
Grafenstein
Keutschach am See

ok~ 0D

www.ris.bka.gv.at Seite 31 von 48



RIS

6. Kottmannsdorf

7. Krumpendorf am Worthersee
8. Ludmannsdorf

9. Maria Rain

10. Maria Saal

11. Maria Wérth

12. Moosburg

13. Pdrtschach am Wérthersee

14. St. Margareten im Rosental

15. Schiefling am Wérthersee

16. Techelsberg am Wérther See
im Bezirk Sankt Veit an der Glan:
Eberstein

Liebenfels

St. Veit an der Glan
Weitensfeld im Gurktal
Frauenstein

im Bezirk Spittal an der Drau die Gemeinden:
1. Baldramsdorf

2. Lendorf

3. Spittal an der Drau

im Bezirk Villach Land die Gemeinden:
Arnoldstein

Feistritz an der Gail

Ferndorf

Finkenstein am Faaker See
Fresach

Hohenthurn

Notsch im Gailtal

Paternion

Rosegg

St. Jakob im Rosental

. Stockenboi

Treffen am Ossiacher See
Velden am Worther See
Weilenstein

15. Wernberg

im Bezirk Volkermarkt die Gemeinden:
Bleiburg

Diex

Eberndorf

Gallizien

Griffen

Neuhaus

Ruden

AN

© ©® Nk wDdRE
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8. St. Kanzian am Klopeiner See

9. Volkermarkt

im Bezirk Wolfsberg die Gemeinden:
Frantschach-St. Gertraud
Lavamind

St. Andra

St. Georgen im Lavanttal

St. Paul im Lavanttal

Wolfsberg

im Bezirk Feldkirchen die Gemeinden:
Feldkirchen in Karnten

Glanegg

Ossiach

St. Urban

Steindorf am Ossiacher See
Steuerberg

o gk wpdPR

© a0k~ wbd-

I11. Niederosterreich
Die Stadte:
1. Kremsan der Donau
2. St. Polten
3. Wiener Neustadt
im Bezirk Amstetten die Gemeinden:
Ardagger
Aschbach-Markt
Behamberg
Biberbach
Ennsdorf
Ernsthofen
Ertl
Haag
Haidershofen
Neustadtl an der Donau
. St. Pantaleon-Erla
St. Peter in der Au
. St. Valentin
Seitenstetten
Strengberg
Wallsee-Sindelburg
Weistrach
18. Wolfsbach
im Bezirk Baden die Gemeinden:
1. Pottendorf
2. Seibersdorf

© © Nk wDdRE
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im Bezirk Bruck an der Leitha die Gemeinden:

© o N gk wbdPR
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20.

Au am Leithaberge

Bad Deutsch-Altenburg

Bruck an der Leitha
Enzersdorf an der Fischa
Gotzendorf an der Leitha
Hainburg a.d. Donau
Haslau-Maria Ellend

Hof am Leithaberge
Mannersdorf am Leithagebirge
Petronell-Carnuntum

. Prellenkirchen

Rohrau

Scharndorf

Sommerein

Trautmannsdorf an der Leitha
Wolfsthal

Fischamend

Klein-Neusiedl
Rauchenwarth

Schwechat

im Bezirk Ganserndorf die Gemeinden:

© ©® Nk wDdRE

el el
w o

14.

Angern an der March
Deutsch-Wagram
Drosing

Durnkrut

Eckartsau
Engelhartstetten
GroR-Enzersdorf
Hohenau an der March
Jedenspeigen

Mannsdorf an der Donau
Marchegg

Orth an der Donau
Ringelsdorf-Niederabsdorf
Weiden an der March

im Bezirk Gmiind die Gemeinden:

© N g~ wdRE

Gmind
GroRdietmanns
Haugschlag
Hoheneich

Litschau

St. Martin

Schrems
Unserfrau-Altweitra
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9.

Weitra

im Bezirk Hollabrunn die Gemeinden:

© © Nk wdE

10.

Alberndorf im Pulkautal
Hadres

Hardegg

Haugsdorf
Hohenwarth-Mihlbach a.M.
Maissau

Ravelsbach

Retzbach

Seefeld-Kadolz

Ziersdorf

im Bezirk Horn die Gemeinden:

No g~ wdhPRE

im Bezirk Korneuburg die Gemeinden:

No g~ wdhPRE

im Bezirk Krems Land die Gemeinden:

© o Nk wdPR
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16.

Altenburg
Burgschleinitz-Kihnring
Drosendorf-Zissersdorf
Gars am Kamp

Japons

Langau
Rosenburg-Mold

Korneuburg
Langenzersdorf
Leitzersdorf
Leobendorf
Spillern

Stockerau
Gerasdorf bei Wien

Aggsbach

Albrechtsberg an der GroBen Krems
Bergern im Dunkelsteinerwald
Dirnstein

Grafenegg

Furth bei Gottweig

Gedersdorf

Gfohl

Hadersdorf-Kammern

Jaidhof

. Krumau am Kamp

Langenlois

Lengenfeld

Lichtenau im Waldviertel
Maria Laach am Jauerling
Mautern an der Donau
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17. Rastenfeld

18. Rohrendorf bei Krems

19. Rossatz-Arnsdorf

20. St. Leonhard am Hornerwald
21. Senftenberg

22. Spitz

23. Stral’ im Stral3ertale

24, Stratzing

25. Weinzierl am Walde

26. WeiBenkirchen in der Wachau
27. Schonberg am Kamp

28. DroB

im Bezirk Lilienfeld die Gemeinden:
1. Eschenau

2. Lilienfeld

3. St. Veit an der Golsen

4, Traisen

5.  Tdarnitz

im Bezirk Melk die Gemeinden:
1. Bergland

2.  Hofamt Priel

3. Klein-Pdchlarn

4,  KrummnulRbaum

5. Leiben

6. Marbach an der Donau

7. Melk

8. Ndochling

9. Persenbeug-Gottsdorf

10. Pdchlarn

11. St. Martin-Karlsbach

12. Schdénbiihel-Aggsbach

13. Ybbs an der Donau

14. Zelking-Matzleinsdorf

15. Emmersdorf an der Donau

im Bezirk Mistelbach die Gemeinden:

© o Nk wDdPR

Bernhardsthal
Drasenhofen
GroRharras

Laa an der Thaya
Neudorf im Weinviertel
Rabensburg
Schrattenberg
Wildendirnbach
Ottenthal
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im Bezirk Neunkirchen die Gemeinden:

© o N gk wbdPR
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20.
im Bezirk Sankt Polten Land die Gemeinden:

No g wDhPR

Altendorf

Breitenstein

Buchbach

Enzenreith

Feistritz am Wechsel
Gloggnitz
Grafenbach-St. Valentin
Kirchberg am Wechsel
Otterthal

Payerbach

. Prigglitz

Puchberg am Schneeberg
Raach am Hochgebirge
Reichenau an der Rax
Schottwien

Semmering

Ternitz

Trattenbach
Birg-Vostenhof

Warth

Asperhofen
Herzogenburg
Inzersdorf-Getzersdorf
Neulengbach

NuRdorf ob der Traisen
Traismauer
Wilhelmsburg

im Bezirk Tulln die Gemeinden:

© © Nk wDdRE

e
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15.

Fels am Wagram
Grafenwdrth
Grofriedenthal
GrofRweikersdorf
Judenau-Baumgarten
Kirchberg am Wagram
Kdnigsbrunn am Wagram
Langenrohr
Michelhausen
Sieghartskirchen

. Tulln an der Donau

Zeiselmauer-Wolfpassing
Zwentendorf an der Donau
St. Andra-Waordern
Muckendorf-Wipfing
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16. Klosterneuburg

im Bezirk Waidhofen an der Thaya die Gemeinden:

Dobersberg

Karlstein an der Thaya
Ludweis-Aigen

Raabs an der Thaya

Thaya

Vitis

Waidhofen an der Thaya
Waidhofen an der Thaya-Land
. Waldkirchen an der Thaya

10. Windigsteig

© © Nk wdE

im Bezirk Wiener Neustadt Land die Gemeinden:

Ebenfurth

Eggendorf
Katzelsdorf
Lanzenkirchen
Lichtenworth

. Zillingdorf

im Bezirk Zwettl die Gemeinden:
Allentsteig
Echsenbach
Grafenschlag
GroRgdottfritz

Pélla

Rappottenstein
Sallingberg
Schwarzenau

. Waldhausen

10. Zwettl-Niederosterreich

© gk~ wbdpRE

© ©® Nk wDdRE

Die Stadte:

1. Linz

2. Steyr

3. Wels

die Bezirke:

1. Braunauam Inn
2. Ried im Innkreis
3. Rohrbach

4. Schérding

5. Urfahr-Umgebung
6. Vocklabruck

im Bezirk Eferding die Gemeinden:

1. Alkoven
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AN AN

Aschach an der Donau
Haibach ob der Donau
Hartkirchen

Pupping

im Bezirk Gmunden die Gemeinden:

© o N gk wbdPR
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15.
im Bezirk Grieskirchen die Gemeinden:

1.
2.

im Bezirk Kirchdorf an der Krems die Gemeinden:

© © Nk wDdRE

e
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13.
im Bezirk Linz Land die Gemeinden:

No gk wnNR

Altmiinster

Ebensee am Traunsee
Gmunden

Grinau im Almtal
Gschwandt

Kirchham

Laakirchen

Ohlsdorf

Pinsdorf

Roitham am Traunfall

. St. Konrad

St. Wolfgang im Salzkammergut
Traunkirchen

Scharnstein

Vorchdorf

Geboltskirchen
St. Agatha

Griinburg

Inzersdorf im Kremstal
Kirchdorf an der Krems
Kremsmuinster

Micheldorf in Oberdsterreich
NuBbach

Oberschlierbach

Pettenbach

Ried im Traunkreis
Schlierbach

. Steinbach am Ziehberg

Steinbach an der Steyr
Wartberg an der Krems

Allhaming

Ansfelden

Eggendorf im Traunkreis
Enns

Hdorsching

Kematen an der Krems
Kronstorf
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8. Leonding

9. Neuhofen an der Krems

10. Piberbach

11. Pucking

12. St. Marien

13. Wilhering

im Bezirk Perg die Gemeinden:
1. Baumgartenberg

2. Grein

3. Langenstein

4. Luftenberg an der Donau

5. Mauthausen

6. Mitterkirchen im Machland
7. Naarn im Machlande

8. St. Nikola an der Donau

9. Saxen

10. Waldhausen im Strudengau

im Bezirk Steyr-Land die Gemeinden:

© N Gk wDdRE

im Bezirk Wels-Land die Gemeinden:

© o Nk wDdPR
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Adlwang

Bad Hall

Dietach

Pfarrkirchen bei Bad Hall
Rohr im Kremstal

St. Ulrich bei Steyr
Sierning
Waldneukirchen

Bad Wimsbach-Neydharting
Eberstalzell

Edt bei Lambach

Fischlham

Gunskirchen

Lambach

Marchtrenk

Neukirchen bei Lambach
Sattledt

Schleilheim

. Sipbachzell

Stadl-Paura

Steinerkirchen an der Traun
Steinhaus

Thalheim bei Wels
WeiRkirchen an der Traun
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V. Salzburg

Die Stadt:

Salzburg
im Bezirk Salzburg-Umgebung die Gemeinden:
Anif
Anthering
Bergheim
Berndorf bei Salzburg
Blrmoos
Dorfbeuern
Elsbethen
Goming
Lamprechtshausen
Mattsee
. NuBdorf am Haunsberg
Oberndorf bei Salzburg
Obertrum am See
Sankt Georgen bei Salzburg
Seeham
Wals-Siezenheim

© © Nk wdE
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V1. Steiermark

Die Stadt

Graz
Die Bezirke:
1. Deutschlandsberg
2. Hartberg-Furstenfeld
3. Leibnitz
im Bezirk Graz-Umgebung die Gemeinden:
Feldkirchen bei Graz
Gossendorf
Gratkorn
Hart bei Graz
Hausmannstatten
Kainbach bei Graz
Kalsdorf bei Graz
Kumberg
LaBnitzhdhe
Lieboch
. Peggau
Vasoldsberg
Weinitzen
Werndorf
Wundschuh

© ©® Nk wDdRE
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16.

17.
18.
19.
20.

21.
22,
23.
24,

Deutschfeistritz (nur die Katastralgemeinden Deutschfeistritz, Kleinstiibing, Kéniggraben, Prenning,
Stiibinggraben,Waldstein)

Dobl-Zwaring
Eggersdorf bei Graz
Fernitz-Mellach

Frohnleiten (nur die Katastralgemeinden Adriach, Frohnleiten, Gschwendt, Laas, Laufnitzdorf,
Mauritzen, Pfannberg, Rothleiten, Réthelstein, Schrems, Wannersdorf)

Gratwein-StraRengel (nur die Katastralgemeinden Eisbach, Gratwein, Horgas, Judendorf-Straliengel)
Nestelbach bei Graz

Raaba-Grambach

Sankt Marein bei Graz

im Bezirk Leoben die Gemeinden:

1.
2.
3.

9.

Kammern im Liesingtal
Kraubath an der Mur

Leoben (nur die Katastralgemeinden Donawitz, Goi, Judendorf, Leitendorf, Leoben, Miuhltal,
Prettach, Waasen)

Mautern in Steiermark (nur die Katastralgemeinden Eselberg, Liesingau, Magdwiesen, Mautern,
Rannach)

Niklasdorf
Proleb

Sankt Michael in Obersteiermark (nur die Katastralgemeinden Brunn, Jassing, Liesingthal, St.
Michael in Obersteiermark, VVorderlainsach)

Sankt Stefan ob Leoben (nur die Katastralgemeinden Kaisersberg, Lichtensteinerberg, Niederdorf,
St. Stefan)

Traboch

im Bezirk Murau die Gemeinden:

No aprwDhR

Niederwdlz

Murau (nur die Katastralgemeinden Egidi, LaRnitz-Murau, Murau, Stolzalpe, Triebendorf)
Neumarkt in der Steiermark (nur die Katastralgemeinde Adendorf)

Sankt Georgen am Kreischberg

Scheifling (nur die Katastralgemeinden Lind, St. Lorenzen und Scheifling)

Stadl-Predlitz

Teufenbach-Katsch

im Bezirk Voitsberg die Gemeinden:

1.
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Krottendorf-Gaisfeld

Ligist (nur die Katastralgemeinden Ligist und Grabenwarth)
Mooskirchen

Rosental an der Kainach

Voitsberg (nur die Katastralgemeinden Arnstein, Kowald, Lobming, Voitsberg Stadt, Thallein,
Tregist, Voitsberg Vorstadt)

Bérnbach
Kainach bei Voitsberg (nur die Katastralgemeinde Kohlschwarz)
Koflach (nur die Katastralgemeinde Piber)

Séding-Sankt Johann (nur die Katastralgemeinden GrofRséding, Hallersdorf, Hausdorf, Kleinsdding,
Kdppling, Moosing, St. Johann ob Hohenburg)

Im Bezirk Weiz die Gemeinden:

1.

Albersdorf-Prebuch
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Markt Hartmannsdorf
Hofstétten an der Raab
Ludersdorf-Wilfersdorf
Mitterdorf an der Raab
Rettenegg

St. Margarethen an der Raab
Gleisdorf

Sankt Ruprecht an der Raab
Puch bei Weiz

. Sinabelkirchen

Gersdorf an der Feistritz
lztal

14. Pischelsdorf am Kulm

im Bezirk Murtal die Gemeinden:

© © N wDd
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1. Fohnsdorf

2. Kobenz (nur die Katastralgemeinden Kobenz und Raf3nitz)

3. Sankt Georgen ob Judenburg

4. Sankt Peter ob Judenburg (nur die Katastralgemeinden Feistritzgraben, Rothenthurm, St. Peter)
5. Unzmarkt-Frauenburg

6. Zeltweg

7. Lobmingtal (nur die Katastralgemeinde Grof3lobming)

8. Judenburg (nur die Katastralgemeinden Judenburg, Oberweg, Reifling, Tiefenbach, Waltersdorf)
9. Kbnittelfeld

10. Pols-Oberkurzheim

11. Sankt Marein-Feistritz (nur die Katastralgemeinden St. Marein und Feistritz)

12. Sankt Margarethen bei Knittelfeld (Mitterbach, Pichl, Preg, St. Lorenzen, St. Margarethen)

13. Spielberg (nur die Katastralgemeinden Laing, Lind, Pausendorf und Weyern)

14. Weilkirchen in Steiermark (nur die Katastralgemeinden Maria Buch, Feistritz, Allersdorf und

Fisching)
im Bezirk Bruck-Mirzzuschlag die Gemeinden:
1. Pernegg an der Mur
2. Spital am Semmering
3. Bruck an der Mur
im Bezirk Suidoststeiermark die Gemeinden:
Edelsbach bei Feldbach
Eichkdgl
Halbenrain
Jagerberg
Kapfenstein
Kléch
Mettersdorf am Sal3bach
Tieschen
. Bad Gleichenberg
10. Bad Radkersburg
11. Deutsch Goritz

© Nk wDdPR
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12. Fehring

13. Feldbach

14. Gnas

15. Kirchbach-Zerlach

16. Kirchberg an der Raab
17. Mureck

18. Paldau

19. Pirching am Traubenberg
20. Riegersburg

21. Sankt Anna am Aigen
22. Sankt Peter am Ottersbach
23. Sankt Stefan im Rosental
24. Straden

VII. Tirol
(dzt. keine Gebiete)

VIII. Vorarlberg
Im Bezirk Bregenz die Gemeinden:
Alberschwende
Bildstein
Bregenz
Buch
Doren
Egg
Eichenberg
FuBach
Gaillau
Hard
. Hittisau
Hochst
Hoérbranz
Krumbach
Langen bei Bregenz
Langenegg
Lingenau
Lochau
Moggers
Riefensberg
21. Sulzberg
im Bezirk Dornbirn die Gemeinden:
1. Hohenems

© o Nk wDdR

O N T I
© © ® N o~ wDdPE O

2. Lustenau
im Bezirk Feldkirch die Gemeinden:
1. Altach

www.ris.bka.gv.at Seite 44 von 48



R | S Bundesrecht konsolidiert

2. Feldkirch
3. Koblach
4.  Maéader
5. Meiningen
IX. Wien
Das gesamte Bundesland
Teil B

Gebiete mit erhdhtem GeflUgelpest-Risiko
Als Gebiete mit erhéhtem Risiko gelten folgende Verwaltungseinheiten:
Das gesamte Bundesgebiet mit Ausnahme der Gebiete in Teil A.

Anlage 2

Grundsatze und Verfahrensvorschriften fir die Reinigung, Desinfektion und Behandlung
von Betrieben
1. Die Reinigung, Desinfektion und Behandlung gemé&R 8 54 (Reinigung, Desinfektion und
Verfahren fiir die Inaktivierung des Erregers der Geflugelpest) ist nach folgenden allgemeinen
Grundsétzen und Verfahrensvorschriften durchzufuhren:
a) Malinahmen zur Reinigung und Desinfektion und erforderlichenfalls zur Vernichtung von
Nagern und Insekten sind unter amtlicher Aufsicht und nach den Anweisungen des amtlichen
Tierarztes durchzufuhren.
b) Die zu verwendenden Desinfektionsmittel und ihre Konzentration mussen von der zustandigen
Behorde zur Inaktivierung von Erregern der Geflligelpest zugelassen sein.
c) Desinfektionsmittel sind entweder nach MalRgabe der Empfehlungen der Hersteller, sofern
solche Empfehlungen vorliegen, oder nach den Anweisungen des amtlichen Tierarztes oder
der Behorde, sofern solche Anweisungen vorliegen, zu verwenden.
d) Bei der Wahl der Desinfektionsmittel und der Desinfektionsmethoden ist die Art der zu
behandelnden Gebaude, Fahrzeuge und Gegensténde zu bertcksichtigen.
e) Fettlosende Mittel und Desinfektionsmittel sind so zu verwenden, dass ihre Wirksamkeit nicht
beeintrachtigt wird; dabei sind insbesondere die technischen Anweisungen des Herstellers,
beispielsweise in Bezug auf Druck, Mindesttemperatur und Einwirkzeit, einzuhalten.
f) Unabhéngig vom verwendeten Desinfektionsmittel gelten folgende allgemeine Vorschriften:
aa) Einstreu, Mist und Fakalien sind griindlich mit Desinfektionsmittel zu durchtranken.
bb) Nachdem Geréte oder Installationen, die eine wirksame Reinigung und Desinfektion
ansonsten behindern wirden, so weit wie mdglich entfernt oder demontiert wurden, sind
Bdden, Rampen und Wande sorgféltig mit Birsten und Schrubbern zu waschen und zu
reinigen.

cc) AnschlieBend ist das Desinfektionsmittel fur die vom Hersteller empfohlene
Mindesteinwirkzeit erneut aufzubringen.

g) Werden zum Waschen unter Hochdruck aufgebrachte flissige Mittel verwendet, so ist
sicherzustellen, dass die gereinigten Teile nicht erneut kontaminiert werden.

h) Ausrlstungen, Installationen, Gegenstande oder Boxen, die kontaminiert sein kdnnten, sind zu
waschen, zu desinfizieren oder zu vernichten.

i) Nach der Desinfektion ist eine erneute Kontamination zu vermeiden.

j) Die im Rahmen dieser Richtlinie vorgeschriebenen Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten
sind im Betriebsregister bzw. im Fahrtenbuch zu dokumentieren und, sofern eine amtliche
Abnahme verlangt wird, vom aufsichtsfihrenden amtlichen Tierarzt oder einer unter seiner
Aufsicht stehenden Person zu bescheinigen.

k) Transport- und Personenfahrzeuge sind zu reinigen und zu desinfizieren.

2. Seuchenbetriebe sind nach folgenden Grundsatzen und Verfahrensvorschriften zu reinigen und
zu desinfizieren:

www.ris.bka.gv.at Seite 45 von 48



R | S Bundesrecht konsolidiert

a) Grobreinigung und erste Desinfektion:

aa) Bei der T6tung von Gefliigel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Vdgeln sind alle
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die Ubertragung von Erregern der
Geflugelpest zu vermeiden oder so gering wie mdglich zu halten; dazu gehort die
voriibergehende Installation von Desinfektionsvorrichtungen, die Bereitstellung von
Schutzkleidung und Duschen, die Dekontamination benutzter Ausristungen, Gerate und
Einrichtungen und die Abschaltung der Bellftungsanlage.

bb) Tierkdrper von Gefliigel und anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln sind mit
Desinfektionsmittel einzuspriihen.

cc) Die Beforderung von Tierkérpern von Gefligel oder anderen in Gefangenschaft
gehaltenen Vogeln, die zur unschédlichen Beseitigung aus dem Betrieb entfernt werden,
hat unter amtlicher Aufsicht in geschlossenen, auslaufsicheren Fahrzeugen oder Behéltern
so zu erfolgen, dass eine Verschleppung des Erregers der Geflugelpest vermieden wird.

dd) Sobald die Tierkdrper zur unschédlichen Beseitigung entfernt worden sind, sind ihre
Stallungen sowie andere Geb&udeteile, Innenhdfe usw., die im Zuge der T6tung oder der
Post-Mortem-Untersuchung mdglicherweise kontaminiert wurden, mit gemiaR § 54
zugelassenen Desinfektionsmitteln zu bespriihen.

ee) Bei der Totung oder der Post-Mortem-Untersuchung anfallendes Gewebe oder Blut sind
sorgféltig zu sammeln und mit den Tierkdrpern unschadlich zu beseitigen.

ff) Das Desinfektionsmittel muss mindestens 24 Stunden auf die behandelten Fl&chen
einwirken.

b) Feinreinigung und Schlussdesinfektion:
aa) Kot und benutzte Einstreu sind zu entfernen und nach den Verfahrensvorschriften von Z 3

lit. a zu behandeln.

bb) Samtliche Flachen sind mit einem fettldsenden Mittel von Fettresten und Schmutz zu
befreien und mit Wasser zu reinigen.

cc) Nach dem Abspilen mit kaltem Wasser sind die Fl&chen erneut mit Desinfektionsmittel
einzuspriihen.

dd) Nach sieben Tagen Einwirkzeit muss der Betrieb erneut mit einem fettlésenden Mittel
behandelt, mit Wasser abgespult, mit Desinfektionsmittel eingespruht und nochmals mit
Wasser abgespiilt werden.

3. Die Desinfektion von kontaminierter Einstreu und Gllle und kontaminiertem Kot hat nach
folgenden Grundsatzen und Verfahrensvorschriften zu erfolgen:

a) Kot und benutzte Einstreu sind entweder
aa) bei einer Temperatur von mindestens 70°C mit Dampf zu behandeln,
bb) durch Verbrennung zu vernichten,
cc) so tief zu vergraben, dass Wildvogel und andere Tiere keinen Zugang finden, oder
dd) zur Selbsterhitzung zu stapeln, mit Desinfektionsmittel zu bespriihen und fir mindestens

42 Tage ruhen zu lassen.

b) Gille ist nach der letzten Zugabe von infektiosem Material mindestens 60 Tage lang zu
lagern, es sei denn, die zustdndigen Behdrden genehmigen eine kirzere Lagerzeit fur Gille,
die nach den Anweisungen des amtlichen Tierarztes so behandelt wurde, dass die sichere
Inaktivierung des Erregers gewahrleistet ist.

Die zustandige Behdrde kann genehmigen, dass Kot, Gille und Einstreu, die kontaminiert sein

konnten, entweder einem zugelassenen Verarbeitungsbetrieb zugefiihrt werden, um dort zur

sicheren Inaktivierung von Influenzaviren behandelt zu werden, oder vor der Vernichtung oder

Behandlung nach MaRgabe der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zwischengelagert werden. Die

Befdrderung hat unter amtlicher Aufsicht in verschlossenen, auslaufsicheren Fahrzeugen oder

Behdltern so zu erfolgen, dass eine Verschleppung des Erregers der Gefliigelpest vermieden

wird.

4. Abweichend von Z1 und 2 kann die zustdndige Behorde jedoch unter Beriicksichtigung der
Haltungsform und der klimatischen Bedingungen besondere Verfahren fir die Reinigung und
Desinfektion festlegen. Bei Anwendung dieser Ausnahmeregelung hat die Behorde hiervon die
Bundesministerin fir Gesundheit, Familie und Jugend zu informieren und ihr ndhere Angaben zu
den jeweiligen besonderen Verfahren zu tbermitteln.

5. Unbeschadet von § 54 Abs. 2 kann die zustandige Behorde, wenn sie sich davon {berzeugt hat,
dass ein Betrieb oder Teile hiervon aus irgendeinem Grund nicht gereinigt und desinfiziert
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werden kdnnen, untersagen, dass Personen, Fahrzeuge, Gefligel, andere in Gefangenschaft
gehaltene Vigel oder Haussaugetiere oder auch Gegenstande dazu Zugang erhalten bzw. dorthin
gebracht werden; das Verbot hat mindestens 12 Monate in Kraft zu bleiben.

Anlage 3
(zu § 42 Abs. 1)

Kriterien fUr die Entscheidung tber die Anwendung von MafRnahmen bei NPAI in
Betrieben

Bei der Entscheidung uber die Verbringung von Gefliigel oder Eiern und die Rdumung von
Betrieben im Falle eines NPAI-Ausbruchs in Betrieben hat die zustdndige Behdrde mindestens folgenden
Kriterien Rechnung zu tragen:

1. betreffende Tierart,
. Zahl der Betriebe im Umkreis der Versandstellen,
. Standort der ausgewiesenen Schlachthofe, Britereien und Packstellen,

. BiosicherheitsmalRnahmen in Betrieben, Gefligelkompartimenten oder Kompartimenten fur als
Haustiere gehaltenen andere VVégel wéhrend der Beforderung und bei der Tétung,

. Transportweg(e),

. Nachweis der Virusverschleppung,

. Risiko fiir die 6ffentliche Gesundheit (soweit gegeben),
. weitere Behandlung der betreffenden Erzeugnisse und

. soziofkonomische und andere Auswirkungen.

A~ wnN

O 00 N o Ol

Anlage 4

Hauptkriterien flr eine Bestandsraumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in
gefahrdeten Gebieten innerhalb der Pufferzone

Bei der Entscheidung uber die Anwendung von Mallnahmen in Kontaktbetrieben (8§ 17 Abs. 3
[HPAI] und 44 Abs. 3 [NPAI]) oder in Betrieben in gefdhrdeten Gebieten, die sich in der Pufferzone
befinden (§ 19 Z 7), sind folgende Hauptkriterien und Risikofaktoren zu berticksichtigen:

1. Umsténde, die flr eine Bestandsraumung sprechen:

a) Klinische Krankheitsanzeichen, die auf Geflligelpest in Kontaktbetrieben schlieen lassen;

b) hohe Empféanglichkeit der vorherrschenden Gefligelarten;

¢) Verbringung von Gefligel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen Végeln aus dem
Betrieb, in dem Geflligelpest bestétigt wurde, zu Kontaktbetrieben nach dem wahrscheinlichen
Zeitpunkt der Einschleppung des Erregers in den Seuchenbetrieb;

d) Standort der Kontaktbetriebe in einem Gebiet mit hoher Gefliigelbesatzdichte;

e) vor der Anwendung von Tilgungsmafnahmen bereits langere Présenz der Geflligelpest und
wahrscheinliche Verschleppung des Erregers aus dem Betrieb, in dem die Seuche bestétigt
wurde;

f) Standort der Kontaktbetriebe im Umkreis von 500 m um den Betrieb, in dem Geflugelpest
bestatigt wurde;

g) die Kontaktbetriebe stehen mit mehr als einem Betrieb, in dem Geflligelpest bestatigt wurde,
in Verbindung;

h) die Seuche ist nicht unter Kontrolle und die Zahl der Betriebe, in denen Gefliigelpest bestétigt
wurde, steigt.

2. Umsténde, die gegen eine Bestandsraumung sprechen:

a) Keine klinischen Krankheitsanzeichen, die auf Gefligelpest in Kontaktbetrieben schlieen
lassen, und kein epidemiologischer Zusammenhang;

b) geringe Empfanglichkeit der vorherrschenden Gefliigelarten;

c) es sind keine Verbringungen von Geflugel oder anderen in Gefangenschaft gehaltenen VVégeln
aus dem Betrieb, in dem Geflugelpest bestdtigt wurde, in Kontaktbetriebe nach dem
wahrscheinlichen Zeitpunkt der Einschleppung des Erregers bekannt;

d) Standort der Kontaktbetriebe in einem Gebiet mit niedriger Geflligelbesatzdichte;
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e) vor der Anwendung von TilgungsmalBnahmen Prasenz der Geflligelpest, aber nur begrenzte
Verschleppung des Erregers aus dem Betrieb, in dem die Seuche bestatigt wurde;

f) Standort der Kontaktbetriebe im Umkreis von mehr als 500 m um den Betrieb, in dem
Gefllgelpest bestétigt wurde;

g) die Kontaktbetriebe stehen nicht mit Betrieben in Verbindung, in denen Gefliigelpest bestatigt
wurde;

h) die Seuche ist unter Kontrolle.

www.ris.bka.gv.at Seite 48 von 48



	Inhaltsverzeichnis
	1. Teil
	Allgemeines, Überwachung und Biosicherheitsmaßnahmen

	1. Abschnitt
	Allgemeines

	2. Abschnitt
	Überwachung

	3. Abschnitt
	Biosicherheitsmaßnahmen

	2. Teil
	Maßnahmen bei Verdacht auf Geflügelpest

	Maßnahmen bei Geflügelpest-Verdacht in Betrieben;
	3. Teil
	Maßnahmen bei Ausbruch von HPAI

	1. Abschnitt
	Maßnahmen in Betrieben bei HPAI-Ausbruch

	2. Abschnitt
	Schutz-, Überwachungs- und Pufferzonen

	Maßnahmen, die für Schutz-, Überwachungs- und Pufferzone gelten;
	3. Abschnitt
	Maßnahmen in der Schutzzone

	4. Abschnitt
	Maßnahmen in der Überwachungszone

	5. Abschnitt
	Maßnahmen in der Pufferzone

	6. Abschnitt
	Maßnahmen bei HPAI-Verdacht oder Bestätigung in Schlachthöfen, Transportmitteln oder Grenzkontrollstellen

	4. Teil
	Maßnahmen bei Ausbruch von NPAI

	1. Abschnitt
	Maßnahmen in Betrieben bei NPAI-Ausbruch

	2. Abschnitt
	NPAI-Restriktionsgebiete

	5. Teil
	Sonstiges und Schlussbestimmungen

	1. Abschnitt
	Andere Tierarten

	2. Abschnitt
	Reinigung, Desinfektion und Wiederbelegung

	3. Abschnitt
	Diagnosemethoden und Impfungen

	4. Abschnitt
	Schlussbestimmungen

	Anlage 1
	(zu § 8)
	Teil A
	Gebiete mit stark erhöhtem Geflügelpest-Risiko
	I. Burgenland
	Die Bezirke:
	im Bezirk Eisenstadt-Umgebung die Gemeinden:
	im Bezirk Mattersburg die Gemeinde

	II. Kärnten
	Der Bezirk:
	im Bezirk Hermagor die Gemeinden:
	im Bezirk Klagenfurt-Land die Gemeinden:
	im Bezirk Sankt Veit an der Glan:
	im Bezirk Spittal an der Drau die Gemeinden:
	im Bezirk Villach Land die Gemeinden:
	im Bezirk Völkermarkt die Gemeinden:
	im Bezirk Wolfsberg die Gemeinden:
	im Bezirk Feldkirchen die Gemeinden:

	III. Niederösterreich
	Die Städte:
	im Bezirk Amstetten die Gemeinden:
	im Bezirk Baden die Gemeinden:
	im Bezirk Bruck an der Leitha die Gemeinden:
	im Bezirk Gänserndorf die Gemeinden:
	im Bezirk Gmünd die Gemeinden:
	im Bezirk Hollabrunn die Gemeinden:
	im Bezirk Horn die Gemeinden:
	im Bezirk Korneuburg die Gemeinden:
	im Bezirk Krems Land die Gemeinden:
	im Bezirk Lilienfeld die Gemeinden:
	im Bezirk Melk die Gemeinden:
	im Bezirk Mistelbach die Gemeinden:
	im Bezirk Neunkirchen die Gemeinden:
	im Bezirk Sankt Pölten Land die Gemeinden:
	im Bezirk Tulln die Gemeinden:
	im Bezirk Waidhofen an der Thaya die Gemeinden:
	im Bezirk Wiener Neustadt Land die Gemeinden:
	im Bezirk Zwettl die Gemeinden:

	IV. Oberösterreich
	Die Städte:
	die Bezirke:
	im Bezirk Eferding die Gemeinden:
	im Bezirk Gmunden die Gemeinden:
	im Bezirk Grieskirchen die Gemeinden:
	im Bezirk Kirchdorf an der Krems die Gemeinden:
	im Bezirk Linz Land die Gemeinden:
	im Bezirk Perg die Gemeinden:
	im Bezirk Steyr-Land die Gemeinden:
	im Bezirk Wels-Land die Gemeinden:

	V. Salzburg
	Die Stadt:
	im Bezirk Salzburg-Umgebung die Gemeinden:

	VI. Steiermark
	Die Stadt
	Die Bezirke:
	im Bezirk Graz-Umgebung die Gemeinden:
	im Bezirk Leoben die Gemeinden:
	im Bezirk Murau die Gemeinden:
	im Bezirk Voitsberg die Gemeinden:
	Im Bezirk Weiz die Gemeinden:
	im Bezirk Murtal die Gemeinden:
	im Bezirk Bruck-Mürzzuschlag die Gemeinden:
	im Bezirk Südoststeiermark die Gemeinden:

	VII. Tirol
	VIII. Vorarlberg
	Im Bezirk Bregenz die Gemeinden:
	im Bezirk Dornbirn die Gemeinden:
	im Bezirk Feldkirch die Gemeinden:

	IX. Wien
	Teil B
	Gebiete mit erhöhtem Geflügelpest-Risiko
	Anlage 2
	Grundsätze und Verfahrensvorschriften für die Reinigung, Desinfektion und Behandlung von Betrieben
	Anlage 3
	(zu § 42 Abs. 1)
	Kriterien für die Entscheidung über die Anwendung von Maßnahmen bei NPAI in Betrieben
	Anlage 4
	Hauptkriterien für eine Bestandsräumung in Kontaktbetrieben oder in Betrieben in gefährdeten Gebieten innerhalb der Pufferzone

